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3 8 5 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1970,
mi t dem das Allgemeine Sozialversiche-
rungsgesetz abgeändert wird (25. Novel le
zum Allgemeinen Sozialversicherungs-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.
Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968,
BGBl. Nr. 17/1969 und BGBl. Nr. 446/1969,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 5 Abs. 2 zweiter Satz ist der Ausdruck
„der in § 1 der Hausbesorgerordnung 1957,
BGBl. Nr. 154, bezeichneten Art" durch den
Ausdruck „als Hausbesorger im Sinne des Haus-
besorgergesetzes, BGBl. Nr. 16/1970," zu er-
setzen.

2. Im § 17 Abs. 4 ist der Ausdruck „um Zeiten,
während derer Wochengeld bezogen wird oder
während derer dieser Anspruch ruht" durch
den Ausdruck „um Zeiten nach § 227 Z. 3 bis 6"
zu ersetzen.

3. Im § 28 Z. 2 lit. d ist der Ausdruck „gemäß
§ 3 Abs. 1 Z. 1 Landwirtschaftliches Zuschuß-

rentenversicherungsgesetz von der Pflichtver-
sicherung ausgenommen sind" durch den Aus-
druck „gemäß § 3 Abs. 1 Z. 1 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes von der Pflicht-
versicherung infolge einer Pflichtversicherung
nach dem Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetz ausgenommen sind" zu er-
setzen.

4. § 45 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:

„a) in der Krankenversicherung ab Beginn des
Beitragszeitraumes Jänner 1971 der Betrag
von 160 S;".

5. § 49 Abs. 3 Z. 22 hat zu lauten:

„22. das Teilentgelt, das Lehrlingen vom
Lehrherrn nach § 17 Abs. 5 des Berufsausbildungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, bzw. das Anlern-
lingen vom Unternehmer nach Artikel II Abs. 2
des Bundesgesetzes vom 9. Juli 1953, BGBl.
Nr. 141, zu leisten ist."

6. a) § 73 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Der von den Trägern der Pensionsversicherung
zu entrichtende Beitrag beträgt ab 1. Jänner 1971
9•75 v. H. des für das laufende Geschäftsjahr
erwachsenden Aufwandes an Pensionen."

b) § 73 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:
„Die Beiträge nach Abs. 3 sind vorschußweise
in monatlichen Raten in dem im Abs. 3 be-
zeichneten Hundertsatz der Summe des im
vorangegangenen Kalendermonat erwachsenden
Aufwandes an Pensionen (Pensionssonderzahlun-
gen) dem Hauptverband zu überweisen."

c) Im § 73 Abs. 4 dritter Satz hat der Zwischen-
satz „— und zwar gesondert für die Landwirt-
schaftskrankenkassen —" und im Abs. 4 vierter
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Satz haben die Worte „in Betracht kommende"
zu entfallen.

7. § 77 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

„Für die Höherversicherung in der Pensions-
versicherung sind Beiträge in einer vom Ver-
sicherten gewählten Höhe zu entrichten; der
jährliche Beitrag darf das Dreißigfache der
Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 Abs. 1 lit. b
nicht übersteigen."

8. § 86 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten:

„Wird der Antrag auf die Pension erst nach
Ablauf der im vorstehenden angegebenen Fristen
gestellt, so fällt die Pension erst mit dem Tag
der Antragstellung an."

8 a. § 94 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus
der Pensionsversicherung mit Ausnahme der
Ansprüche auf Knappschaftspension und Knapp-
schaftssold sowie Waisenpension noch Erwerbs-
einkommen (Abs. 2 und 3) aus einer gleich-
zeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit erzielt, so
ruht der Grundbetrag mit dem Betrag, um den
das im Monat gebührende Erwerbseinkommen
2500 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem
Betrag, um den die Summe aus Pension und
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von
4300 S übersteigt. An die Stelle der Beträge
von 2500 S und 4300 S treten ab 1. Jänner eines
jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1972, die
unter Bedachtnahme auf § 108 i mit der je-
weiligen Richtzahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachten
Beträge. Das Ruhen des Grundbetrages ent-
fällt bei Pensionen aus eigener Pensionsver-
sicherung, sobald

a) der Pensionist das 65. Lebensjahr vollendet
hat und

b) die Summe der in dieser Pension berück-
sichtigten und der nach deren Stichtag
erworbenen Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung oder der freiwilligen Ver-
sicherung mindestens 540 beträgt; hiebei
sind die Beitragsmonate der Pensionsver-
sicherung nach diesem und anderen Bundes-
gesetzen zusammenzuzählen.

Gebührt neben einer Pension aus eigener Pen-
sionsversicherung, deren Grundbetrag wegen
Zutreffens der Voraussetzungen nach lit. a
und b nicht ruht, auch eine Witwenpension, so
erstreckt sich der Entfall des Ruhens auch auf
den Grundbetrag der Witwenpension."

9. a) Die Überschrift zu § 95 hat zu lauten:

„Gemeinsame Best immungen für das
Ruhen von Renten- und Pensions-

ansprüchen"

b) Dem § 95 ist ein Abs. 3 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(3) Liegen die Voraussetzungen für die An-
wendung der §§ 94 und 264 Abs. 2 vor, so ist
bei der Feststellung des Ruhens nach § 94 von
jenem Pensionsbetrag auszugehen, der sich nach
der Anwendung des § 264 Abs. 2 ergibt."

9 a. § 96 letzter Satz hat zu lauten:
„Die Renten bzw. Pensionen sind von dem Tag
an wieder zu gewähren, mit dem der Ruhens-
grund weggefallen oder das Ruhen des Grund-
betrages wegen Zutreffens der Voraussetzungen
nach § 94 Abs. 1 lit. a und b entfallen ist."

10. § 108 a hat zu lauten:

„Richtzahl

§ 108 a. (1) Für jedes Kalenderjahr ist eine
Richtzahl zu ermitteln, welche durch Teilung
der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des
zweitvorangegangenen Kalenderjahres (Aus-
gangsjahr) durch die durchschnittliche Beitrags-
grundlage des drittvorangegangenen Kalender-
jahres (Vergleichsjahr) gebildet wird. Dabei ist
die für das Vergleichsjahr bereits ermittelte
durchschnittliche Beitragsgrundlage durch die
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des
Abs. 3 neu zu ermittelnde durchschnittliche
Beitragsgrundlage zu ersetzen. Die Richtzahl
ist auf drei Dezimalstellen zu runden. Das
Bundesministerium für soziale Verwaltung hat
die Richtzahl für jedes Kalenderjahr gleichzeitig
mit der Verlautbarung des Gutachtens des Bei-
rates für die Renten- und Pensionsanpassung
(§ 108 e) kundzumachen.

(2) Zur Ermittlung der durchschnittlichen
Beitragsgrundlage eines Kalenderjahres (Abs. 1)
sind die Pflichtversicherten, für die gemäß § 44
Abs. 1 eine allgemeine Beitragsgrundlage vor-
gesehen ist, am letzten Donnerstag des Beitrags-
zeitraumes Jänner und Juli dieses Jahres
(Zählungstage) in die Lohnstufen (§ 46 Abs. 2
bis 5) einzureihen. Maßgebend für die Ein-
reihung ist die allgemeine Beitragsgrundlage
am Zählungstage. Arbeitsunfähig Erkrankte,
deren Beschäftigungsverhältnis nicht gelöst ist,
sind hiebei den Pflichtversicherten mit der
Maßgabe gleichzuhalten, daß für ihre Einreihung
die letzte allgemeine Beitragsgrundlage vor
Beginn der Arbeitsunfähigkeit heranzuziehen ist.

(3) Zur Feststellung der durchschnittlichen
Beitragsgrundlage des Vergleichsjahres (Abs. 1)
ist die Zahl der an dem jeweiligen Zählungstag
in jeder Lohnstufe eingereihten Personen mit
dem Tageswert (§ 46 Abs. 4) dieser Lohnstufe
zu vervielfachen. Dabei bleiben die Lohnstufen
außer Betracht, in die Versicherte eingereiht
wurden, deren allgemeine Beitragsgrundlage den
Betrag des im Vergleichsjahr in Geltung ge-
standenen Richtsatzes für Pensionsberechtigte
aus eigener Pensionsversicherung (§ 292 Abs. 3
lit. a) nicht übersteigt.
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(4) Zur Feststellung der durchschnittlichen
Beitragsgrundlage des Ausgangsjahres ist ein
unterer und ein oberer Grenzbetrag zu bilden.
Unterer Grenzbetrag ist die mit der um 05
erhöhten halben Richtzahl des Ausgangsjahres
vervielfachte untere Grenze der niedrigsten nach
Abs. 3 heranzuziehenden Lohnstufe. Oberer
Grenzbetrag ist der mit der um 0•5 erhöhten
halben Richtzahl des Ausgangsjahres verviel-
fachte Meßbetrag (§ 108 b Abs. 2) des Ver-
gleichsjahres (Abs. 1). Die Zahl der an dem
jeweiligen Zählungstag des Ausgangsjahres in
jeder Lohnstufe eingereihten Personen ist mit
dem Tageswert (§ 46 Abs. 4) dieser Lohnstufe
zu vervielfachen. Dabei ist als unterste Lohnstufe
der Bereich zwischen dem unteren Grenzbetrag
und der nächsthöheren Lohnstufengrenze anzu-
nehmen und sein Mittelwert zu bilden. Die Zahl
der in die unterste Lohnstufe eingereihten
Personen ist entsprechend der Verkürzung des
Lohnstufenbereiches zu vermindern und die so
verminderte Zahl mit dem Mittelwert an Stelle
des Tageswertes der Lohnstufe zu vervielfachen.
Als oberste Lohnstufe gilt die Lohnstufe, in
die der obere Grenzbetrag fällt. Die Zahl aller
in diese oder in eine höhere Lohnstufe einge-
reihten Personen ist für die Bildung der durch-
schnittlichen Beitragsgrundlage des Ausgangs-
jahres mit dem oberen Grenzbetrag zu verviel-
fachen.

(5) Die durchschnittliche Beitragsgrundlage
eines Kalenderjahres ist der Betrag, der sich
aus der Summe der nach Abs. 3 beziehungsweise
unter Bedachtnahme auf die Sonderregelungen
für die unterste und für die oberste Lohnstufe
nach Abs. 4 errechneten Beträge für beide
Zählungstage und für alle Lohnstufen, geteilt
durch die Summe der an den beiden Zählungs-
tagen in diese Lohnstufen eingereihten Personen,
ergibt. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage
ist auf Groschen zu runden."

11. Im § 136 Abs. 3 erster und zweiter Satz ist
der Betrag von 4 S durch den Betrag von 5 S
zu ersetzen.

12. § 143 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten:

„Das Ruhen nach Abs. 1 Z. 3 tritt nicht ein
a) während des Bezuges des Teilentgeltes,

das Lehrlingen vom Lehrherrn nach § 17
Abs. 5 des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl.
Nr. 142/1969, bzw. das Anlernlingen vom
Unternehmer nach Artikel II Abs. 2 des
Bundesgesetzes vom 9. Juli 1953, BGBl.
Nr. 141, zu leisten ist,

b) während des Bezuges des bei Dienstver-
hinderung gebührenden Entgeltes aus dem
Dienstverhältnis eines Hausbesorgers im
Sinne des Hausbesorgergesetzes."

13. § 215 Abs. 4 und 5 werden aufgehoben.

14. Nach § 215 ist ein § 215 a mit nachstehen-
dem Wortlaut einzufügen:

„Abfert igung u n d Wiederaufleben der
Witwenrente

§ 215 a. (1) Der Bezieherin einer Witwen-
rente (§ 215), die sich wiederverehelicht hat,
gebührt eine Abfertigung in der Höhe des
70fachen einer nach § 215 Abs. 1 zu bemessenden
Witwenrente, in den Fällen des § 215 Abs. 3
in der Höhe des 70fachen der nach § 215 Abs. 3
gebührenden Witwenrente.

(2) Wird die neue Ehe durch den Tod des
Ehegatten, durch Scheidung oder durch Auf-
hebung aufgelöst oder wird die neue Ehe für
nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die
Witwenrente (Abs. 1) auf Antrag wieder auf,
wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder
überwiegenden Verschulden der Ehefrau
aufgelöst worden ist oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau
als schuldlos anzusehen ist.

(3) Der Anspruch lebt in der unter Bedacht-
nahme auf § 108 g sich ergebenden Höhe mit
dem der Antragstellung folgenden Monatsersten,
frühestens jedoch mit dem Monatsersten wieder
auf, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem
seinerzeitigen Erlöschen des Anspruches folgt.

(4) Auf die wiederaufgelebte Witwenrente
sind laufende Unterhaltsleistungen und die im
§ 2 des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, angeführten Einkünfte anzurechnen,
die der Witwe auf Grund aufgelöster oder für
nichtig erklärter, vor dem Wiederaufleben der
Witwenrente geschlossener Ehen gebühren oder
darüber hinaus zufließen, soweit sie eine wieder-
aufgelebte Witwenpension aus der Pensions-
versicherung nach diesem oder einem anderen
Bundesgesetz übersteigen. Erhält die Witwe statt
laufender Unterhaltsleistungen eine Kapitalab-
findung, so ist auf die Rente ein Zwölftel des
Betrages anzurechnen, der sich bei der Annahme
eines jährlichen Ertrages von 4 v. H. des Ab-
findungskapitals ergeben würde. Geht das Ab-
findungskapital ohne vorsätzliches Verschulden
der Witwe unter, so entfällt die Anrechnung."

15. a) § 227 Z. 1 hat zu lauten:

„1. in dem Zweig der Pensionsversicherung,
in dem die erste nachfolgende Beitragszeit vor-
liegt, die Zeiten, in denen nach Vollendung des
15. Lebensjahres eine inländische öffentliche
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestattete
mittlere Schule mit mindestens zweijährigem
Bildungsgang, eine höhere Schule, Akademie
oder verwandte Lehranstalt oder eine inländische
Hochschule bzw. Kunstakademie oder Kunst-
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hochschule in dem für die betreffende Schul-
(Studien)art vorgeschriebenen normalen Aus-
bildungs(Studien)gang besucht wurde, oder nach
dem Hochschulstudium eine vorgeschriebene
Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene
Hochschulbildung erfordernden Beruf erfolgt ist,
sofern spätestens innerhalb dreier Jahre nach
dem Verlassen der Schule bzw. der Beendigung
der Ausbildung eine sonstige Versicherungszeit
oder eine neutrale Zeit im Sinne des § 234 Abs. 1
Z. 4 vorliegt; hiebei werden höchstens zwei
Jahre des Besuches einer mittleren Schule,
höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren
Schule, Akademie oder verwandten Lehranstalt,
höchstens sechs Jahre des Besuches einer Hoch-
schule, einer Kunstakademie oder Kunsthoch-
schule und höchstens sechs Jahre der vorge-
schriebenen Ausbildung für den künftigen, ab-
geschlossene Hochschulbildung erfordernden
Beruf berücksichtigt, und zwar jedes volle
Schul (Studien- bzw. Ausbildungs)jahr, ange-
fangen von demjenigen, das im Kalenderjahr
der Vollendung des 15. Lebensjahres begonnen
hat, mit acht Monaten, gerechnet ab dem in das
betreffende Schuljahr fallenden 1. November;".

b) Im § 227 ist der Punkt am Schluß der Z. 3
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Als Z. 4,
5 und 6 sind anzufügen:

„4. in dem Zweig der Pensionsversicherung,
in dem die letzte vorangegangene Beitragszeit
vorliegt, die Zeiten eines nach dem 31. Dezember
1970 gelegenen Urlaubes gegen Entfall des
Arbeitsentgeltes nach den Vorschriften des Mut-
terschutzrechtes ;

5. die Zeiten, während derer der Versicherte
nach dem 31. Dezember 1970 wegen Arbeits-
losigkeit eine Geldleistung aus der Arbeitslosen-
versicherung bezog, jedoch nur insoweit, als
aus diesen Zeiten Ersatzmonate nach Maßgabe
des § 232 a zu bilden sind;

6. in dem Zweig der Pensionsversicherung,
in dem die letzte vorangegangene Beitragszeit
vorliegt, die Zeiten, während derer der Ver-
sicherte nach dem 31. Dezember 1970 Kranken-
geld bezog oder der Anspruch darauf ausschließ-
lich gemäß § 143 Abs. 1 Z. 2 ruhte."

16. Nach § 232 ist ein § 232 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„Sonderbes t immungen für Ersatzzei ten
nach § 227 Z. 5

§ 232 a. (1) Sind Zeiten der im § 227 Z. 5
genannten Art vorhanden, so sind vorerst ohne
Berücksichtigung dieser Zeiten die sonstigen
Versicherungszeiten in Versicherungsmonate zu-
sammenzufassen. Sodann sind die Zeiten der
im § 227 Z. 5 genannten Art, soweit sie nicht
in Kalendermonaten liegen, die schon aus einem

anderen Grund als Versicherungsmonate gelten,
als Ersatzzeiten in Ersatzmonate zusammen-
zufassen; § 231 Z. 1 gilt entsprechend.

(2) Ersatzmonate nach Abs. 1 gelten höchstens
in dem Ausmaß als erworben, als der Hälfte
der vom Versicherten für die Zeit nach dem
31. Dezember 1970 und vor dem Stichtag (§ 223
Abs. 2) erworbenen Beitragsmonate entspricht.
Vermindert sich hiedurch die Zahl dieser Ersatz-
monate, so gelten die am weitesten zurück-
liegenden Ersatzmonate nach Abs. 1 als nicht
erworben.

(3) Bei Feststellung der Leistungszugehörigkeit
(§ 245) bleiben Ersatzmonate nach Abs. 1 außer
Betracht."

17. a) § 234 Abs. 1 Z. 6 hat zu lauten:

„6. Zeiten, während derer der Versicherte
a) wegen Arbeitslosigkeit eine Geldleistung

aus der Arbeitslosenversicherung (Arbeits-
losenfürsorge) bezog oder

b) nach dem 31. Dezember 1945 als arbeitslos
gemeldet war, jedoch vom Bezug einer
in lit. a genannten Geldleistung aus einem
anderen Grund als wegen Arbeitsunwillig-
keit, Auflösung des Dienstverhältnisses
durch eigenes Verschulden, freiwilliger
Lösung des Dienstverhältnisses ohne trif-
tigen Grund oder Unterlassung der Kontroll-
meldung ausgeschlossen war;".

b) § 234 Abs. 1 Z. 10 hat zu lauten:
„10. Zeiten eines Urlaubes gegen Entfall

des Arbeitsentgeltes nach den Vorschriften des
Mutterschutzrechtes ;".

c) § 234 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Nach dem 31. Dezember 1970 gelegene

Zeiten der im Abs. 1 Z. 6 lit. b bezeichneten
Art sind nur bis zum Höchstausmaß von
60 Monaten als neutrale Zeiten anzusehen."

Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

18. Im § 238 Abs. 2 hat der vorletzte Satz zu
lauten:

„Monate der freiwilligen Weiterversicherung, die
auch Zeiten enthalten, während welcher Kranken-
geld, Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Ka-
renzurlaubsgeld aus gesetzlicher Versicherung
bezogen oder während welcher Krankenhaus-
pflege auf Rechnung eines Versicherungsträgers
gewährt wurde, sowie Versicherungsmonate der
im § 227 Z. 4 bis 6 bezeichneten Art sind bei
der Feststellung der letzten 60 anrechenbaren
Versicherungsmonate außer Betracht zu lassen,
die Monate der freiwilligen Weiterversicherung
jedoch nur, wenn es für den Versicherten günsti-
ger ist."
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19. § 244 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten:

„Erhäl t ein Versicherungsmonat neben Ersatz-
zeiten gemäß § 227 Z. 4 oder 6 oder neben
neutralen Zeiten der im § 234 Abs. 1 Z. 5, 6
und 10 genannten Art auch Zeiten der Pflicht-
versicherung oder sonstige Ersatzzeiten, gilt
als Beitragsgrundlage das 30fache der durch-
schnittlichen täglichen Beitragsgrundlage aus
der in diesem Monat vorhandenen Zeit der
Pflichtversicherung oder sonstigen Ersatzzeit."

20. a) § 251 a Abs. 3 Z. 1 zweiter Halbsatz
hat zu lauten:

„der besondere Steigerungsbetrag für die Höher-
versicherung, der Kinderzuschuß, der Hilf-
losenzuschuß, die Zuschläge nach den §§ 80
Abs. 5 und 85 Abs. 5 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes und
nach den §§ 76 Abs. 5 und 80 Abs. 5 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes sowie die Aus-
gleichszulage haben außer Ansatz zu bleiben."

b) § 251 a Abs. 3 Z. 7 erster Satz erster Halbsatz
hat zu lauten:
„Der gemäß Z. 6 zuständige Versicherungsträger
hat nach den für ihn geltenden Vorschriften
über das Ruhen und das Versagen der Leistung
sowie über Ansprüche auf Kinderzuschuß, Hilf-
losenzuschuß und Ausgleichszulage, ebenso über
die Zuschläge nach den §§ 80 Abs. 5 und 85
Abs. 5 des Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetzes und nach den §§ 76 Abs. 5
und 80 Abs. 5 des Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetzes zu entscheiden, wobei jeweils von der
Gesamtleistung auszugehen ist;".

21. § 255 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

„Als überwiegend im Sinne des Abs. 1 gelten
solche erlernte (angelernte) Berufstätigkeiten,
wenn sie in mehr als der Hälfte der Beitrags-
monate nach diesem Bundesgesetz während
der letzten 15 Jahre vor dem Antrag auf Invali-
ditätspension ausgeübt wurden; hiebei zählen
Beitragsmonate, die mehr als zehn Jahre vor
dem Stichtag liegen, nur zur Hälfte."

22. a) § 258 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Witwenpension gebührt nicht,
1. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt ge-

schlossen wurde, in dem der Ehegatte bereits
Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche-
rungsfall des Alters oder der geminderten
Arbeitsfähigkeit mit Ausnahme des Knapp-
schaftssoldes und der Knappschaftspension hatte,
es wäre denn, daß

a) die Ehe mindestens drei Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 20 Jahre betragen hat oder

b) die Ehe mindestens fünf Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 25 Jahre betragen hat oder

c) die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
mehr als 25 Jahre betragen hat;

2. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt ge-
schlossen wurde, in dem der Ehegatte bereits
das 65. Lebensjahr überschritten und keinen
Anspruch auf eine in Z. 1 bezeichnete Pension
hatte, es wäre denn, daß die Ehe zwei Jahre
gedauert hat."

b) § 258 Abs. 3 Z. 1 hat zu lauten:
„1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder

durch die Ehe ein Kind legitimiert wurde oder
die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der
Schwangerschaft befunden hatte oder in diesem
Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe ein Kind
des Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf
Waisenpension hat;"

23. § 264 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten:

„(1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt
60 v. H. der Invaliditätspension, auf die der
Versicherte bei seinem Ableben Anspruch gehabt
hat oder gehabt hätte; Kinderzuschüsse und
Hilflosenzuschuß bleiben hiebei außer Ansatz.
Die Witwen(Witwer)pension beträgt aber min-
destens 30 v. H. der Bemessungsgrundlage,
wenn mehrere Bemessungsgrundlagen angewen-
det sind, der höchsten Bemessungsgrundlage;
24 v. H. der Bemessungsgrundlage gelten hiebei
als Grundbetrag.

(2) Die Witwen(Witwer)pension ruht mit dem
Betrag sonstiger Einkünfte (Abs. 3), soweit diese
im Monat den sich nach § 253 Abs. 1 ergebenden
Betrag übersteigen. Das Ruhen erfaßt höchstens
ein Sechstel der Witwenpension und erstreckt
sich verhältnismäßig auf den als Grundbetrag
und als Steigerungsbetrag geltenden Betrag.
§ 96 ist entsprechend anzuwenden. Im Falle
einer Kürzung der Witwen(Witwer)pension nach
§ 267 ist der Feststellung des Ruhens der ge-
kürzte Betrag dieser Pension zugrunde zu legen.

(3) Als sonstige Einkünfte gelten alle Bezüge
der (des) Pensionsberechtigten in Geld oder
Geldeswert, insbesondere derartige Bezüge aus
einem gegenwärtigen oder früheren Dienst-
verhältnis oder aus Unterhalts- oder Renten-
(Pensions)ansprüchen öffentlicher oder privater
Art, nach Abzug des zur Erzielung dieser Ein-
künfte notwendigen Aufwandes und abzüglich
der nach § 292 a Abs. 1 lit. b auf Grund von
gesetzlichen Unterhaltsverpflichtungen zu berück-
sichtigenden Beträge. Bei der Feststellung der
sonstigen Einkünfte bleiben außer Betracht:
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a) die Ausgleichszulagen nach § 294;
b) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-

gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;

c) die Beihilfen nach den besonderen Vor-
schriften über den Familienlastenausgleich;

d) die Kinderzuschüsse und die Renten(Pen-
sions)sonderzahlungen aus der Sozialver-
sicherung sowie einmalige Geldleistungen;

e) Einkünfte, die wegen des besonderen kör-
perlichen Zustandes der (des) Pensions-
berechtigten gewährt werden (Hilflosen-
zuschüsse, Blindenzulagen und dergleichen) ;

f) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opfer-
fürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, ge-
währte Grund- und Elternrenten, ein Drittel
der nach dem Heeresversorgungsgesetz,
BGBl. Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten-
und Witwenrenten sowie die Elternrenten
einschließlich einer allfälligen Zusatzrente
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);

g) Hinterbliebenenleistungen, die auf Grund
zwischenstaatlicher Verträge über Soziale
Sicherheit gewährt werden;

h) alle Bezüge der Witwe, die sie im Hinblick
auf die Witwenschaft von Versicherungs-
unternehmen oder gesetzlichen Versorgungs-
einrichtungen erhält oder die ihr vom
Dienstgeber des verstorbenen Versicherten
oder von Einrichtungen, welche der Dienst-
geber des verstorbenen Versicherten allein
oder gemeinsam mit anderen Dienstgebern
oder mit den Beschäftigten unterhält, frei-
willig zugewendet werden."

Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 4.

24. § 264 a wird aufgehoben.

25. § 265 hat zu lauten:

„Abfer t igung und Wiederaufleben der
Witwenpension

§ 265. (1) Der Bezieherin einer Witwenpen-
sion (§ 258), die sich wiederverehelicht hat, ge-
bührt eine Abfertigung in der Höhe des 70fachen
der Witwenpension, auf die sie im Zeitpunkt der
Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat,
einschließlich eines Hilflosenzuschusses und aus-
schließlich einer Ausgleichszulage, die in diesem
Zeitpunkt gebührt haben.

(2) Wird die neue Ehe durch den Tod des Ehe-
gatten, durch Scheidung oder durch Aufhebung
aufgelöst oder wird die neue Ehe für nichtig er-

klärt, so lebt der Anspruch auf die Witwenpension
(Abs. 1) auf Antrag wieder auf, wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder über-
wiegenden Verschulden der Ehefrau auf-
gelöst worden ist oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau
als schuldlos anzusehen ist.

(3) Der Anspruch lebt in der unter Bedacht-
nahme auf § 108 h sich ergebenden Höhe mit dem
der Antragstellung folgenden Monatsersten,
frühestens jedoch mit dem Monatsersten wieder
auf, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem
seinerzeitigen Erlöschen des Anspruches folgt.

(4) Auf die wiederaufgelebte Witwenpension
sind laufende Unterhaltsleistungen und die im
§ 2 des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, angeführten Einkünfte anzurechnen, die
der Witwe auf Grund aufgelöster oder für nichtig
erklärter, vor dem Wiederaufleben der Witwen-
pension geschlossener Ehen gebühren oder dar-
über hinaus zufließen. Erhält die Witwe statt
laufender Unterhaltsleistungen eine Kapital-
abfindung, so ist auf die Pension ein Zwölftel
des Betrages anzurechnen, der sich bei der
Annahme eines jährlichen Ertrages von 4 v. H.
des Abfindungskapitals ergeben würde. Geht
das Abfindungskapital ohne vorsätzliches Ver-
schulden der Witwe unter, so entfällt die An-
rechnung. Die Anrechnung erstreckt sich ver-
hältnismäßig auf den als Grundbetrag und als
Steigerungsbetrag geltenden Betrag."

26. § 266 hat zu lauten:

„Waisenpension, Ausmaß

§ 266. Die Waisenpension beträgt für jedes
einfach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes doppelt
verwaiste Kind 60 v. H. der Witwen(Witwer)-
pension nach § 264 Abs. 1, auf die nach dem ver-
storbenen Elternteil Anspruch besteht oder be-
stünde. Ein zur Witwen(Witwer)pension gebüh-
render Hilflosenzuschuß bleibt hiebei außer An-
satz."

27. § 267 hat zu lauten:

„Höchs tausmaß der Hinterbl iebenen-
pensionen

§ 267. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 264
Abs. 1 und 266) zusammen dürfen nicht höher
sein als die um 10 v. H. ihres Betrages erhöhte
Invaliditätspension, auf die der Versicherte bei
seinem Ableben Anspruch gehabt hat oder
gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht kom-
menden Kinderzuschüssen; allfällige Hilflosen-
zuschüsse haben hiebei außer Ansatz zu bleiben.
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind alle Pen-
sionen, und zwar bei der Witwen(Witwer)pension
sowohl der als Grundbetrag als auch der als
Steigerungsbetrag geltende Betrag, verhältnis-
mäßig zu kürzen. Hiebei ist eine Witwenpension
gemäß § 258 Abs. 4 nicht zu berücksichtigen."
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28. § 289 Z. 2 hat zu lauten:

„2. Die Witwen(Witwer)pension beträgt min-
destens 33•6 v. H. der Bemessungsgrundlage,
wenn mehrere Bemessungsgrundlagen angewen-
det sind, der höchsten Bemessungsgrundlage.
24 v. H. der Bemessungsgrundlage gelten hiebei
als Grundbetrag."

29. a) § 292 Abs. 2 lit. 1 hat zu lauten:

„1) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opferfürsorge-
gesetz, BGBl. Nr. 183/1947, gewährte Grund-
und Elternrenten, ein Drittel der nach dem Heeres-
versorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, gewährten
Beschädigten- und Witwenrenten sowie die
Elternrenten einschließlich einer allfälligen Zu-
satzrente (§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);"

b) § 292 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Be-
stimmungen des Abs. 4

a) für Pensionsberechtigte aus eige-
ner Pensionsversicherung 1528 S,

b) für Pensionsberechtigte auf
Witwen(Witwer)pension 1528 S,

c) für Pensionsberechtigte auf
Waisenpension:
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 571 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 858 S,

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres 1014 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 1528 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die Ehe-
gattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
594 S und für jedes Kind (§ 252) um 165 S, sofern
diese Personen überwiegend vom Pensions-
berechtigten erhalten werden."

30. a) § 319 a Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Ersatzansprüche im Verhältnis zwi-
schen den Gebietskrankenkassen, den Betriebs-
krankenkassen sowie der Versicherungsanstalt des
österreichischen Bergbaues zu der Allgemeinen
Unfallversicherungsanstalt werden durch die Zah-
lung eines jährlichen Pauschbetrages von
165 Millionen Schilling abgegolten; zwischen
diesen Versicherungsträgern sind die Bestim-
mungen der §§ 315 bis 319 nicht anzuwenden."

b) § 319 a Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf

die Versicherungsanstalt der österreichischen
Eisenbahnen, soweit diese Anstalt sowohl der
Träger der Krankenversicherung als auch Träger
der Unfallversicherung ist, mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß der aus Mitteln der Unfallver-

sicherung zu leistende jährliche Pauschbetrag
8 Millionen Schilling zu betragen hat."

31. § 319 c wird aufgehoben.

32. Im § 472 b Z. 2 hat der Ausdruck „und
319 c" zu entfallen.

33. a) Im § 522 Abs. 3 Z. 3 ist der Ausdruck
„215 Abs. 2, 4 und 5" durch den Aus-
druck „215 Abs. 2, 215 a," zu ersetzen.

b) Im § 522 Abs. 3 Z. 4 ist der Ausdruck
„§ 264 a," durch den Ausdruck „264
Abs. 2 und 3" zu ersetzen.

c) Im § 522 Abs. 4 ist der Ausdruck „§§ 215
Abs. 4 und 265 Abs. 1" durch den Ausdruck
„§§ 215 a Abs. 1 und 265 Abs. 1" zu er-
setzen.

34. § 522k Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Witwenpension nach Abs. 1 beträgt
536 S monatlich. An die Stelle dieses Betrages
tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter
Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag.
§ 264 Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Bei der Anwendung des § 108 a des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 10 ist

a) für die Ermittlung der Richtzahl für 1972
die Richtzahl 1970 mit 1•060,

b) für die Ermittlung der Richtzahl für 1973
die Richtzahl für 1971 mit 1•069 und der
Meßbetrag für 1970 mit 251•49 S,

c) für die Ermittlung der Richtzahl für 1974
der Meßbetrag für 1971 mit 268•84 S,

anzunehmen.

(2) Bei der Festsetzung des Meßbetrages für
1972 ist als letzter Meßbetrag im Sinne des
§ 108 b Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes der Betrag von 268•84 S anzu-
nehmen.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 13 und 14
gelten nach Maßgabe des § 522 Abs. 4 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes ab 1. Jänner
1971 auch für Versicherungsfalle, die vor diesem
Zeitpunkt eingetreten sind.

(4) Die Bestimmungen des Art. I Z. 15 bis 19
und 21 sind nur auf Versicherungsfälle anzu-
wenden, in denen der Stichtag nach dem 31. De-
zember 1970 liegt; die Bestimmungen des
Art. I Z. 15 lit. a finden keine Anwendung auf
Pensionen aus dem Versicherungsfall des Todes,
wenn der Stichtag (§ 223 Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes) zwar nach dem
31. Dezember 1970 liegt, aber im Zeitpunkt
des Todes ein Anspruch auf eine nach § 522 g



1922 96. Stück — Ausgegeben am 18. Dezember 1970 — Nr. 385

des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes neu
berechnete Pension bestanden hat.

(5) Die Bestimmungen des § 258 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z. 22 sind auf Antrag auch auf
Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der
Stichtag vor dem 1. Jänner 1971 liegt bzw. der
Versicherungsfall vor dem 1. Jänner 1956 einge-
treten ist. In den Fällen, in denen der Antrag
bis 31. Dezember 1971 gestellt wird, gebührt die
Leistung ab 1. Jänner 1971, sonst ab dem auf die
Antragstellung folgenden Monatsersten. Ist aus
dem gleichen Versicherungsfall bereits eine
Abfindung nach § 269 Abs. 1 Z. 2 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes gewährt wor-
den, so gebührt die Leistung frühestens mit
dem Monatsersten nach Ablauf von sieben
Kalendermonaten ab dem Stichtag.

(6) Die Bestimmungen der §§ 264, 266, 267,
289 Z. 2 und 522 k Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 23, 26, 27, 28 und 34 sowie die Be-
stimmung des Art. I Z. 24 sind von Amts wegen
auch auf Leistungsansprüche anzuwenden, die
am 30. Juni 1971 bereits bestehen. Hiebei gilt
jedoch § 264 Abs. 1 nur mit der Maßgabe, daß
die Witwen(Witwer)pension 60 v. H. der Invali-
ditätspension beträgt, auf die der Versicherte
bei seinem Ableben Anspruch gehabt hat oder
gehabt hätte, wobei Kinderzuschüsse und Hilf-
losenzuschuß außer Ansatz bleiben. Wenn die
Witwe ein waisenpensionsberechtigtes Kind hat
oder wenn sie am Stichtag (§ 223 Abs. 2 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) das
40. Lebensjahr vollendet hat, beträgt die Witwen-
(Witwer)pension mindestens 30 v. H. der Be-
messungsgrundlage, wenn mehrere Bemessungs-
grundlagen angewendet sind, der höchsten Be-
messungsgrundlage; 24 v. H. der Bemessungs-
grundlage gelten hiebei als Grundbetrag.

(7) Die Bestimmungen des Art. I Z. 25 gelten
nach Maßgabe des § 522 Abs. 4 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes ab 1. Jänner 1971
auch für Versicherungsfälle, in denen der Stichtag
vor dem 1. Jänner 1971 liegt bzw. der
Versicherungsfall vor dem 1. Jänner 1956 einge-
treten ist.

(8) Ergibt sich aus der Anwendung der Abs. 3
bzw. 7 ein niedrigerer Renten(Pensions)betrag,
als er nach den bisherigen Bestimmungen am
31. Dezember 1970 gebührt, so ist bei sonst unver-
ändertem Sachverhalt die Rente (Pension) in dem
Ausmaß weiter zu gewähren, das sich nach den
bisherigen Bestimmungen ergibt, und zwar so
lange, als sie den Pensionsbetrag übersteigt, der
nach den ab 1. Jänner 1971 geltenden Bestim-
mungen gebührt.

(9) Ergeben sich aus der Anwendung des
§ 267 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 27 niedrigere

Pensionsbeträge, als sie nach den bisherigen
Bestimmungen am 30. Juni 1971 gebühren,
so sind bei sonst unverändertem Sachverhalt
die Pensionen in dem Ausmaß weiter zu gewähren,
das sich nach den bisherigen Bestimmungen
ergibt, und zwar so lange, als sie die Pensions-
beträge übersteigen, die nach den ab 1. Juli 1971
geltenden Bestimmungen gebühren.

(10) Der mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1972 vor-
zunehmenden Anpassung nach § 292 Abs. 4
und § 522 k Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes sind die in Art. I Z. 29 lit. b
bzw. Z. 34 angeführten Beträge zugrunde zu
legen.

(11) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 29 gebührende Ausgleichszulage ist
von Amts wegen festzustellen.

Artikel III

Schlußbes t immungen

(1) Für das Jahr 1971 gilt als Richtzahl (§ 108 a
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes)
1•071.

(2) Für die Jahre 1971 und 1972 leistet der
Bund in der Pensionsversicherung nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz für jedes
Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe des
Betrages, um den 101•5 v. H. des für das einzelne
Geschäftsjahr erwachsenden Aufwandes — aus-
genommen die Aufwendungen für die Ausgleichs-
zulagen und die Wohnungsbeihilfen — die Ein-
nahmen für das betreffende Geschäftsjahr — aus-
genommen den Bundesbeitrag, die Ersätze für
Ausgleichszulagen und Wohnungsbeihilfen —
übersteigen.

(3) Ein Drittel des sich nach Abs. 2 ergebenden
Mehrertrages jedes Geschäftsjahres ist abgeson-
dert vom übrigen Vermögen des Versicherungs-
trägers fruchtbringend entweder in mündel-
sicheren inländischen Wertpapieren oder in gebun-
denen Einlagen bei Kreditunternehmen anzulegen,
auf welche die Voraussetzungen des § 446 Abs. 1
Z. 4 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
zutreffen. Über die so angelegten Mittel darf
der Versicherungsträger nur verfügen, um eine
ungünstige Kassenlage zu beheben, die dadurch
entstanden ist, daß die Einnahmen oder der
Pensionsaufwand oder beide Größen von der
Berechnung nach § 108 e Abs. 12 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes erheblich abweichen.
Die Verfügung bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für soziale Verwaltung im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen.

(4) Der den einzelnen Trägern der Pensions-
versicherung nach Abs. 2 gebührende Beitrag des
Bundes ist in den Monaten April und September
mit einem Betrag in der Höhe des voraussicht-
lichen Aufwandes der in den folgenden Monaten
zur Auszahlung gelangenden Pensionssonder-
zahlung zu bevorschussen. Der restliche Beitrag
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des Bundes ist monatlich im erforderlichen Aus-
maß, nach Tunlichkeit mit je einem Zwölftel, zu
bevorschussen.

(5) Für die Jahre 1971 und 1972 ist § 80 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht
anzuwenden.

(6) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt
hat im Jahre 1971 der Pensionsversicherungs-
anstalt der Arbeiter einen Betrag von 100 Milli-
onen Schilling zu überweisen. Dieser Betrag
ist jeweils zu einem Viertel am 25. März und
25. Juni und zur Hälfte am 25. September 1971
fällig.

(7) Die Bestimmungen des § 251 a Abs. 3 Z. 7
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z. 6 der 24. Novelle zum
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 446/1969, gelten entsprechend auch für Lei-
stungen, bei denen der Stichtag vor dem 1. Jänner
1971 liegt.

(8) Die Bestimmungen des § 251 a Abs. 3 Z. 7
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z. 20 lit. b gelten entspre-
chend auch für Leistungen, bei denen der Stichtag
vor dem 1. Juli 1971 liegt.

(9) Art. V Abs. 6 zweiter Halbsatz der 21. No-
velle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 6/1968, wird aufgehoben.

Artikel IV
Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts
anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1971 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit 1. Dezember 1970 die Be-

stimmungen des Art. III Abs. 9;
b) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes

Jänner 1971 die Bestimmung des Art. I Z. 4;
c) mit 1. Juli 1971 die Bestimmungen des

Art. I Z. 9, 20, 23, 24, 26 bis 29, 33 lit. b
und 34.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser

3 8 6 . Bundesgesetz vom 1 . Dezember 1970,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz abgeändert
wird (19. Novel le zum Gewerblichen Selb-
ständigen - Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der

Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl. Nr. 14/
1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/1963,
BGBl. Nr. 185/1963, BGBl. Nr. 254/1963, BGBl.
Nr. 321/1963, BGBl. Nr. 302/1964, BGBl. Nr. 82/
1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl. Nr. 222/1965,
BGBl. Nr. 310/1965, BGBl. Nr. 169/1966, BGBl.
Nr. 68/1967, BGBl. Nr. 7/1968 und BGBl.
Nr. 447/1969, wird abgeändert wie folgt:

1. In § 3 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 8 durch einen Strichpunkt zu ersetzen; als
Z. 9 ist anzufügen:

„9. Personen, welche die Berechtigung zur
Ausübung der die Pflichtversicherung begrün-
denden selbständigen Erwerbstätigkeit bedingt
zurücklegen und auf Grund dieser Berechtigung
keine selbständige Erwerbstätigkeit mehr aus-
üben, sofern die Fortsetzung des Betriebes dem
Betriebsnachfolger von der zuständigen Behörde
gestattet wird."

2. § 26 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Für die Höherversicherung sind Beiträge in
einer vom Versicherten gewählten Höhe zu
entrichten; der jährliche Beitrag darf die Höchst-
beitragsgrundlage nach § 32 b Abs. 3 nicht
übersteigen."

3. Im § 32 e Abs. 2 und 3 ist jeweils der Aus-
druck „§ 85 Abs. 3" durch den Ausdruck „§ 85
Abs. 5" zu ersetzen.

4. § 34 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird der Antrag auf die Pension erst
nach Ablaut der nach Abs. 2 in Betracht kom-
menden Frist gestellt, so fallt die Pension erst
mit dem Tag der Antragstellung an."

4 a. § 42 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch
aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundes-
gesetz mit Ausnahme des Anspruches auf Waisen-
pension noch Erwerbseinkommen (Abs. 2 und 3)
aus einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätig-
keit, die nicht die Pflichtversicherung nach die-
sem Bundesgesetz begründet, erzielt, so ruht
der Grundbetrag mit dem Betrag, um den das
im Monat gebührende Erwerbseinkommen 2500 S
übersteigt, höchstens jedoch mit dem Betrag,
um den die Summe aus Pension und Erwerbs-
einkommen im Monat den Betrag von 4300 S
übersteigt. An die Stelle der Beträge von 2500 S
und 4300 S treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1972, die unter
Bedachtnahme auf § 32 f mit der jeweiligen
Richtzahl (§ 32 a) vervielfachten Beträge. Das
Ruhen des Grundbetrages entfällt bei Pen-
sionen aus eigener Pensionsversicherung, so-
bald
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a) der Pensionist das 65. Lebensjahr voll-
endet hat und

b) die Summe der in dieser Pension berück-
sichtigten und der nach deren Stichtag er-
worbenen Beitragsmonate der Pflichtver-
sicherung oder der freiwilligen Versicherung
mindestens 540 beträgt; hiebei sind die
Beitragsmonate der Pensionsversicherung
nach diesem und anderen Bundesgesetzen
zusammenzuzählen.

Gebührt neben einer Pension aus eigener Pen-
sionsversicherung, deren Grundbetrag wegen
Zutreffens der Voraussetzungen nach lit. a und b
nicht ruht, auch eine Witwenpension, so er-
streckt sich der Entfall des Ruhens auch auf
den Grundbetrag der Witwenpension."

5. § 44 hat zu lauten:

„Gemeinsame Best immungen für das
Ruhen von Pens ionsansprüchen

§ 44. (1) Liegen die Voraussetzungen für die
Anwendung der §§ 42 und 85 Abs. 2 vor, so
ist bei der Feststellung des Ruhens nach § 42
von jenem Pensionsbetrag auszugehen, der sich
nach Anwendung des § 85 Abs. 2 ergibt.

(2)Auf Höherversicherungspensionen nach § 81
Abs. 2 sind die Bestimmungen der §§ 42 und 43
nicht anzuwenden."

5 a. § 45 letzter Satz hat zu lauten :
„Die Pensionen sind von dem Tag an wieder
zu gewähren, mit dem der Ruhensgrund weg-
gefallen oder das Ruhen des Grundbetrages
wegen Zutreffens der Voraussetzungen nach
§ 42 Abs. 1 lit. a und b entfallen ist."

6. a) In § 62 Abs. 1 ist am Schluß der Z. 1
folgender Halbsatz anzufügen:
„unter denselben Voraussetzungen gelten bei
Personen, die erst nach dem Wirksamkeitsbeginn
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die
Versicherungspflicht auf Grund von Änderungen
der Bestimmungen über die Kammermitglied-
schaft in die Pflichtversicherung einbezogen
werden, die vor dieser Einbeziehung zurück-
gelegten Zeiten der selbständigen Erwerbstätig-
keit als Ersatzzeiten;"

b) Dem § 62 ist ein Abs. 7 mit folgendem Wort-
laut anzufügen:

„(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten,
in denen nach Vollendung des 15. Lebensjahres
eine inländische öffentliche oder mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestattete mittlere Schule mit
mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine
höhere Schule, Akademie oder verwandte Lehr-
anstalt oder eine inländische Hochschule bzw.
Kunstakademie oder Kunsthochschule in dem
für die betreffende Schul(Studien)art vorge-
schriebenen normalen Ausbildungs(Studien)gang

besucht wurde, oder nach dem Hochschul-
studium eine vorgeschriebene Ausbildung für
den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung
erfordernden Beruf erfolgt ist, sofern spätestens
innerhalb dreier Jahre nach dem Verlassen der
Schule bzw. der Beendigung der Ausbildung eine
sonstige Versicherungszeit nach diesem Bundes-
gesetz oder eine Zeit im Sinne des § 65 Abs. 5
vorliegt; hiebei werden höchstens zwei Jahre
des Besuches einer mittleren Schule, höchstens
drei Jahre des Besuches einer höheren Schule,
Akademie oder verwandten Lehranstalt, höch-
stens sechs Jahre des Besuches einer Hochschule,
einer Kunstakademie oder Kunsthochschule und
höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen
Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene
Hochschulbildung erfordernden Beruf berück-
sichtigt, und zwar jedes volle Schul(Studien- bzw.
Ausbildungs)jahr, angefangen von demjenigen,
das im Kalenderjahr der Vollendung des 15. Le-
bensjahres begonnen hat, mit acht Monaten,
gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr
fallenden 1. November."

7. Im § 65 Abs. 5 ist der Strichpunkt am
Schluß der Z. 7 durch einen Punkt zu ersetzen.
Die Z. 8 wird aufgehoben.

8. a) § 71 Abs. 3 Z. 1 zweiter Halbsatz hat zu
lauten :

„der besondere Steigerungsbetrag für die Höher-
versicherung, der Kinderzuschuß, der Hilf-
losenzuschuß, die Zuschläge nach den §§ 80
Abs. 5 und 85 Abs. 5 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes und
nach den §§ 76 Abs. 5 und 80 Abs. 5 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes sowie die Aus-
gleichszulage haben außer Ansatz zu bleiben."

b) § 71 Abs. 3 Z. 7 erster Satz erster Halbsatz
hat zu lauten:
„Der gemäß Z. 6 zuständige Versicherungsträger
hat nach den für ihn geltenden Vorschriften
über das Ruhen und das Versagen der Leistung
sowie über Ansprüche auf Kinderzuschuß, Hilf-
losenzuschuß und Ausgleichszulage, ebenso über
die Zuschläge nach den §§ 80 Abs. 5 und 85
Abs. 5 des Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetzes und nach den §§ 76 Abs. 5
und 80 Abs. 5 des Bauern-PensionsVersicherungs-
gesetzes zu entscheiden, wobei jeweils von der
Gesamtleistung auszugehen ist;".

9. § 72 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

„a) bei den nach § 2 Abs. 1 Z. 1 Pflichtver-
sicherten, daß am Stichtag (§ 59 Abs. 2)
die Berechtigung zur Ausübung des Ge-
werbes erloschen ist oder die Ausnahme
von der Pflichtversicherung nach § 3 Abs. 1
Z. 9 vorliegt;".
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10. Die Überschrift zu § 75 hat zu lauten:

„Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension für
Witwen (Witwer), die den Betrieb des
versicherten Ehegatten nach dessen Tod

fortgeführt haben"

11. a) § 77 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Witwenpension gebührt nicht,

1. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt ge-
schlossen wurde, in dem der Ehegatte bereits
Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche-
rungsfall des Alters oder der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit nach diesem Bundesgesetz hatte, es
wäre denn, daß

a) die Ehe mindestens drei Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 20 Jahre betragen hat oder

b) die Ehe mindestens fünf Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 25 Jahre betragen hat oder

c) die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
mehr als 25 Jahre betragen hat;

2. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt geschlossen
wurde, in dem der Ehegatte bereits das 65. Lebens-
jahr überschritten und keinen Anspruch auf
eine in Z. 1 bezeichnete Pension hatte, es wäre
denn, daß die Ehe zwei Jahre gedauert hat."

b) § 77 Abs. 3 Z. 1 hat zu lauten:
„1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder

durch die Ehe ein Kind legitimiert wurde oder
die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der
Schwangerschaft befunden hatte oder in diesem
Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe ein Kind
des Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf
Waisenpension hat;".

12. § 85 hat zu lauten:

„Ausmaß der Witwen(Witwer)pension

§ 85. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt
60 v. H. der Erwerbsunfähigkeitspension, auf
die der Versicherte bei seinem Ableben Anspruch
gehabt hat oder gehabt hätte. Der Zuschlag
nach § 80 Abs. 5, ferner Kinderzuschüsse und
Hilflosenzuschuß bleiben hiebei außer Ansatz.
Die Witwen(Witwer)pension beträgt aber min-
destens 30 v. H. der Bemessungsgrundlage,
wenn mehrere Bemessungsgrundlagen angewen-
det sind, der höchsten Bemessungsgrundlage;
24 v. H. der Bemessungsgrundlage gelten hiebei
als Grundbetrag.

(2) Die Witwen(Witwer)pension ruht mit
dem Betrag sonstiger Einkünfte (Abs. 3), soweit
diese im Monat den Betrag von 1340 S über-
steigen. An die Stelle dieses Betrages tritt ab
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedacht-

nahme auf § 32 f mit der jeweiligen Richtzahl
(§ 32 a) vervielfachte Betrag. Das Ruhen erfaßt
höchstens ein Sechstel der Witwenpension und
erstreckt sich verhältnismäßig auf den als Grund-
betrag und als Steigerungsbetrag geltenden
Betrag. § 45 ist entsprechend anzuwenden. Im
Falle einer Kürzung der Witwen(Witwer)pension
nach § 88 ist der Feststellung des Ruhens der
gekürzte Betrag dieser Pension zugrundezulegen.

(3) Als sonstige Einkünfte gelten alle Bezüge
der (des) Pensionsberechtigten in Geld oder
Geldeswert, insbesondere derartige Bezüge aus
einem gegenwärtigen oder früheren Dienstver-
hältnis oder aus Unterhalts- oder Renten(Pen-
sions)ansprüchen öffentlicher oder privater Art,
nach Abzug des zur Erzielung dieser Einkünfte
notwendigen Aufwandes und abzüglich der
nach § 90 Abs. 1 lit. b auf Grund von gesetz-
lichen Unterhaltsverpflichtungen zu berücksich-
tigenden Beträge. Bei der Feststellung der
sonstigen Einkünfte bleiben außer Betracht:

a) die Ausgleichszulagen nach § 92;

b) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-
gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;

c) die Beihilfen nach den besonderen Vor-
schriften über den Familienlastenausgleich;

d) die Kinderzuschüsse und die Renten(Pen-
sions)sonderzahlungen aus der Sozialver-
sicherung sowie einmalige Geldleistungen;

e) Einkünfte, die wegen des besonderen körper-
lichen Zustandes der (des) Pensionsbe-
rechtigten gewährt werden (Hilflosenzu-
schüsse, Blindenzulagen u. dgl.);

f) die Zuschläge nach Abs. 5 und nach § 80
Abs. 5;

g) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opferfür-
sorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, gewährte
Grund- und Elternrenten, ein Drittel der
nach dem Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten- und
Witwenrenten sowie die Elternrenten ein-
schließlich einer allfälligen Zusatzrente
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);

h) Hinterbliebenenleistungen, die auf Grund
zwischenstaatlicher Verträge über Soziale
Sicherheit gewährt werden;
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i) alle Bezüge der Witwe, die sie im Hinblick
auf die Witwenschaft von Versicherungs-
unternehmen oder gesetzlichen Versorgungs-
einrichtungen erhält oder die ihr vom
Dienstgeber des verstorbenen Versicherten
oder von Einrichtungen, welche der Dienst-
geber des verstorbenen Versicherten allein
oder gemeinsam mit anderen Dienstgebern
oder mit den Beschäftigten unterhält, frei-
willig zugewendet werden.

(4) Die Witwenpension nach § 77 Abs. 4
darf den gegen den Versicherten zur Zeit seines
Todes bestehenden und mit dem der zeitlichen
Lagerung des Todestages entsprechenden Auf-
wertungsfaktor (§ 32 c) aufgewerteten Anspruch
auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag) sowie die der
hinterlassenen Witwe aus demselben Versiche-
rungsfall gebührende Witwenpension nicht über-
steigen. Eine vertraglich oder durch gerichtlichen
Vergleich übernommene Erhöhung des Unter-
haltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht,
wenn seit dem Abschluß des Vertrages (Ver-
gleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein
Jahr vergangen ist.

(5) Zu der nach den Abs. 1 und 4 zu be-
messenden Witwen(Witwer)pension ist an Pen-
sionsberechtigte, denen der Anspruch auf eine
Ausgleichszulage gemäß § 89 zusteht, ein Zu-
schlag in der Höhe von 30 S monatlich zu ge-
währen, sofern nicht eine Wohnungsbeihilfe
nach dem Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen,
BGBl. Nr. 229/1951, gebührt."

13. § 85 a wird aufgehoben.

14. § 86 hat zu lauten:

„Abfer t igung und Wiederaufleben der
Witwenpension

§ 86. (1) Der Bezieherin einer Witwenpension
(§ 77), die sich wiederverehelicht hat, gebührt
eine Abfertigung in der Höhe des 70fachen
der Witwenpension, auf die sie im Zeitpunkt
der Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt
hat, einschließlich eines Hilflosenzuschusses und
ausschließlich einer Ausgleichszulage, die in
diesem Zeitpunkt gebührt haben.

(2) Wird die neue Ehe durch den Tod des
Ehegatten, durch Scheidung oder durch Auf-
hebung aufgelöst oder wird die neue Ehe für
nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die
Witwenpension (Abs. 1) auf Antrag wieder auf,
wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder
überwiegenden Verschulden der Ehefrau
aufgelöst worden ist oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau
als schuldlos anzusehen ist.

(3) Der Anspruch lebt in der unter Bedacht-
nahme auf § 32 e sich ergebenden Höhe mit
dem der Antragstellung folgenden Monatsersten,
frühestens jedoch mit dem Monatsersten wieder
auf, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem
seinerzeitigen Erlöschen des Anspruches folgt.

(4) Auf die wiederaufgelebte Witwenpension
sind laufende Unterhaltsleistungen und die im
§ 2 des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, angeführten Einkünfte anzurechnen,
die der Witwe auf Grund aufgelöster oder für
nichtig erklärter, vor dem Wiederaufleben der
Witwenpension geschlossener Ehen gebühren
oder darüber hinaus zufließen. Erhält die Witwe
statt laufender Unterhaltsleistungen eine Kapital-
abfindung, so ist auf die Pension ein Zwölftel des
Betrages anzurechnen, der sich bei der Annahme
eines jährlichen Ertrages von 4 v. H. des Abfin-
dungskapitals ergeben würde. Geht das Abfin-
dungskapital ohne vorsätzliches Verschulden der
Witwe unter, so entfällt die Anrechnung. Die An-
rechnung erstreckt sich verhältnismäßig auf den
als Grundbetrag und als Steigerungsbetrag gel-
tenden Betrag."

15. § 87 hat zu lauten:

„Ausmaß der Waisenpension

§ 87. Die Waisenpension beträgt für jedes
einfach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes doppelt
verwaiste Kind 60 v. H. der Witwen(Witwer)-
pension nach § 85 Abs. 1, auf die nach dem
verstorbenen Elternteil Anspruch besteht oder
bestünde. Der Zuschlag nach § 85 Abs. 5 sowie
ein zur Witwen(Witwer)pension gebührender
Hilflosenzuschuß haben hiebei außer Ansatz zu
bleiben."

16. § 88 hat zu lauten:

„Höchstausmaß der Hinterbl iebenen-
pensionen

§ 88. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 85
Abs. 1 und 87) zusammen dürfen nicht höher
sein als die um 10 v. H. ihres Betrages erhöhte
Erwerbsunfähigkeitspension, auf die der Ver-
sicherte bei seinem Ableben Anspruch gehabt
hat oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht
kommenden Kinderzuschüssen; die Zuschläge
nach § 80 Abs. 5 und § 85 Abs. 5 sowie allfällige
Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer Ansatz
zu bleiben. Innerhalb dieses Höchstausmaßes
sind alle Pensionen, und zwar bei der Witwen-
(Witwer)pension sowohl der als Grundbetrag
als auch der als Steigerungsbetrag geltende
Betrag, verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei ist
eine Witwenpension gemäß § 77 Abs. 4 nicht zu
berücksichtigen."
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17. a) Im § 89 Abs. 2 lit. h ist der Ausdruck
„§ 85 a Abs. 4" durch den Ausdruck „§ 85 Abs. 5"
zu ersetzen.

b) § 89 Abs. 2 lit. k hat zu lauten:
„k) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz

1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opferfür-
sorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, gewährte
Grund- und Elternrenten, ein Drittel der
nach dem Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten- und
Witwenrenten sowie die Elternrenten ein-
schließlich einer allfälligen Zusatzrente
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);"

c) § 89 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der

Bestimmungen des Abs. 4
a) für Pensionsberechtigte aus eigener

Pensionsversicherung 1528 S,
b) für Pensionsberechtigte auf Wit-

wen(Witwer)pension 1528 S,
c) für Pensionsberechtigte auf Waisen-

pension:
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 571 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 858 S,

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres 1014 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 1528 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
594 S und für jedes Kind (§ 70) um 165 S, sofern
diese Personen überwiegend vom Pensions-
berechtigten erhalten werden."

18. Im § 193 Abs. 2 zweiter Satz ist der Aus-
druck „länger als drei Jahre" durch den Aus-
druck „mindestens drei Jahre" zu ersetzen.

Artikel II
Übergangsbestimmungen

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 6 lit. b
sind nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in
denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 1970
liegt.

(2) Die Bestimmungen des § 77 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsge-
setzes in der Fassung des Art. I Z. 11 sind auf
Antrag auch auf Versicherungsfälle anzuwenden,
in denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 1971
liegt. In den Fällen, in denen der Antrag bis
31. Dezember 1971 gestellt wird, gebührt die
Leistung ab 1. Jänner 1971, sonst ab dem auf
die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(3) Die Bestimmungen der §§ 85, 87 und 88
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-

sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 12, 15 und 16 dieses Bundesgesetzes sowie
die Bestimmung des Art. I Z. 13 sind von Amts
wegen auch auf Leistungsansprüche anzuwenden,
die am 30. Juni 1971 bereits bestehen.

(4) Der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1972
vorzunehmenden Anpassung nach § 85 Abs. 2
des Geweiblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 12 dieses Bundesgesetzes und nach § 89 Abs. 4
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes sind die in Art. I Z. 12 bzw.
Z. 17 lit. c dieses Bundesgesetzes angeführten
Beträge zugrunde zu legen.

(5) Die Bestimmungen des Art. I Z. 14 gelten
nach Maßgabe des § 196 Abs. 3 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsge-
setzes ab 1. Jänner 1971 auch für Versicherungs-
falle, in denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 1971
liegt.

(6) Ergibt sich aus der Anwendung des Abs. 5
ein niedrigerer Pensionsbetrag, als er nach den
bisherigen Bestimmungen am 31. Dezember 1970
gebührt, so ist bei sonst unverändertem Sach-
verhalt die Pension in dem Ausmaß weiter zu
gewähren, das sich nach den bisherigen Be-
stimmungen ergibt, und zwar so lange, als sie
den Pensionsbetrag übersteigt, der nach den
ab 1. Jänner 1971 geltenden Bestimmungen
gebührt.

(7) Ergibt sich aus der Anwendung des § 88
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 16 ein niedrigerer Pensionsbetrag, als er
nach den bisherigen Bestimmungen am 30. Juni
1971 gebührt, so sind bei sonst unverändertem
Sachverhalt die Pensionen in dem Ausmaß
weiter zu gewähren, das sich nach den bisherigen
Bestimmungen ergibt, und zwar so lange, als
sie die Pensionsbeträge übersteigen, die nach
den ab 1. Juli 1971 geltenden Bestimmungen
gebühren.

(8) Die auf Grund der Bestimmungen des Art. I
Z. 17 lit. b und c gebührende Ausgleichszulage ist
von Amts wegen festzustellen.

Artikel III
Schlußbestimmungen

(1) Für die Jahre 1971 und 1972 leistet der
Bund in der Pensionsversicherung nach dem
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz für das Geschäftsjahr 1971 einen
Beitrag in der Höhe von 25 v. H., für das Ge-
schäftsjahr 1972 einen Beitrag in der Höhe von
26 v. H. des für das einzelne Geschäftsjahr er-
wachsenden Aufwandes, ausgenommen die Auf-
wendungen für die Ausgleichszulagen.

(2) Für die Jahre 1971 und 1972 ist § 27 Abs. 1
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes nicht anzuwenden.
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(3) Für die Jahre 1971 und 1972 ist
a) § 27 Abs. 2 des Gewerblichen Selbständigen-

Pensionsveisicherungsgesetzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an die Stelle der
Einnahmen nach § 27 Abs. 1 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes die Einnahmen nach Abs. 1 treten;

b) § 27 Abs. 3 des Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an Stelle des halben
Mehrertrages jedes Geschäftsjahres ein Drit-
tel dieses Mehrertrages fruchtbringend an-
zulegen ist.

(4) Die Bestimmungen des § 71 Abs. 3 Z. 7 des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 21
der 18. Novelle, BGBl. Nr. 447/1969, gelten ent-
sprechend auch für Leistungen, bei denen der
Stichtag vor dem 1. Jänner 1971 liegt.

(5) Die Bestimmungen des § 71 Abs. 3 Z. 7
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 8 lit. b gelten entsprechend auch für Leistun-
gen, bei denen der Stichtag vor dem 1. Juli 1971
liegt.

Artikel IV
Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jänner
1971 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 3, 5, 12,
13, 15, 16 und 17 treten am 1. Juli 1971 in Kraft.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser

3 8 7 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1970,
mit dem das Bauern-Krankenversicherungs-
gesetz abgeändert wird (4. Novelle zum

B-KVG)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauern-Krankenversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 219/1965, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 256/1967, BGBl. Nr. 19/1969 und
BGBl. Nr. 449/1969, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 2 letzter Satz ist der Ausdruck
„§ 17 Abs. 2" durch den Ausdruck „§ 17 Abs. 5"
zu ersetzen.

2. § 17 hat zu lauten:
„ V e r s i c h e r u n g s b e i t r ä g e

§ 17. (1) Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 Pflicht-
versicherten sind für Zwecke der Bemessung der

Beiträge in Versicherungsklassen einzureihen.
Sie haben den ihrer Versicherungsklasse entspre-
chenden Beitrag zu leisten.

(2) Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2 Pflichtver-
sicherten sind für Zwecke der Bemessung der
Beiträge in die Versicherungsklasse desjenigen
einzureihen, in dessen land(forst)wirtschaftlichen
Betrieb sie beschäftigt sind.

(3) Die Einreihung hat zu erfolgen

a) bei einem Einheitswert des land{forst)wirt-
schaftlichen Betriebes
bis 35.000 S in Versicherungsklasse I,
von mehr als 35.000 S bis 40.000 S

in Versicherungsklasse II,

von mehr als 40.000 S bis 45.000 S
in Versicherungsklasse III,

von mehr als 45.000 S bis 50.000 S
in Versicherungsklasse IV,

von mehr als 50.000 S bis 55.000 S
in Versicherungsklasse V,

von mehr als 55.000 S bis 60.000 S
in Versicherungsklasse VI,

von mehr als 60.000 S bis 70.000 S
in Versicherungsklasse VII,

von mehr als 70.000 S bis 80.000 S
in Versicherungsklasse VIII,

von mehr als 80.000 S bis 90.000 S
in Versicherungsklasse IX,

von mehr als 90.000 S bis 100.000 S
in Versicherungsklasse X,

von mehr als 100.000 S bis 120.000 S
in Versicherungsklasse XI,

von mehr als 120.000 S bis 140.000 S
in Versicherungsklasse XII,

von mehr als 140.000 S bis 160.000 S
in Versicherungsklasse XIII,

von mehr als 160.000 S bis 180.000 S
in Versicherungsklasse XIV,

von mehr als 180.000 S bis 200.000 S
in Versicherungsklasse XV,

von über 200.000 S in Versicherungs-
klasse XVI,

b) wenn von den Finanzbehörden für den
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ein Ein-
heitswert des land- und forstwirtschaft-
lichen Vermögens gemäß §§ 29 bis 50 des
Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird,
in die Versicherungsklasse, der der Ver-
sicherte nach § 12 Abs. 3 lit. b des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes angehört;
unterliegt der Versicherte nicht der Pflicht-
versicherung nach dem Bauern-Pensions-
versicherungsgesetz, ist er, wenn keine Ein-
künfte vorliegen, in die Versicherungs-
klasse I, ansonsten in die Versicherungs-
klasse III einzureihen.
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(4) Der Beitrag beträgt monatlich in der

(5) Der Einreihung in die Versicherungsklassen
nach Abs. 3 lit. a sind in den nachstehenden Fäl-
len folgende Werte als Einheitswerte zugrunde
zu legen:

a) wenn der Pflichtversicherte mehrere land-
(forst)wirtschaftliche Betriebe führt, die
Summe der Einheitswerte aller Betriebe;

b) wenn der Pflichtversicherte Miteigentümer
eines auf gemeinsame Rechnung und Gefahr
geführten land(forst)wirtschaftlichen Be-
triebes ist, der im Verhältnis seines Eigen-
tumsanteiles geteilte Einheitswert;

c) bei Verpachtung einer land(forst)wirtschaft-
lichen Fläche ein um den anteilsmäßigen
Ertragswert der verpachteten Fläche ver-
minderter Einheitswert;

d) bei Zupachtung einer land(forst)wirt-
schaftlichen Fläche ein um zwei Drittel des
anteilsmäßigen Ertragswertes der gepachte-
ten Fläche erhöhter Einheitswert;

e) wenn der land(forst)wirtschaftliche Betrieb
zur Gänze gepachtet ist, ein um ein Drittel
verminderter Einheitswert.

Eine Teilung des Einheitswertes nach lit. b fin-
det jedoch nicht statt, wenn Ehegatten ein und
denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf
gemeinsame Rechnung und Gefahr führen.

(6) Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 3 Pflichtversicher-
ten, mit Ausnahme der Bezieher einer Waisen-
pension (Waisenzuschußrente), haben einen Bei-
trag zu leisten. Der Beitrag beträgt 3 v. H. von
jeder zur Auszahlung gelangenden Pension (Pen-
sionssonderzahlung) bzw. Rente (Rentensonder-
zahlung), mindestens jedoch 7 S. Der Beitrag ist
von der Pensionsversicherungsanstalt der Bauern
einzubehalten und an den Versicherungsträger
bis zum Ende des Auszahlungsmonates abzufüh-
ren. Darüber hinaus hat die Pensionsversiche-
rungsanstalt der Bauern einen Beitrag zur Kran-

kenversicherung in der Höhe von 3 v. H. von
jeder zur Auszahlung gelangenden Pension (Pen-
sionssonderzahlung) bzw. Rente (Rentensonder-
zahlung) zu entrichten. Zu den Pensionen (Ren-
ten) sowie zu den Pensions(Renten)sonderzah-
lungen zählen auch die Zuschüsse, nicht jedoch
die Ausgleichszulagenbeziehern gebührenden Zu-
schläge von 30 S und die Ausgleichszulagen. Die
Österreichische Bauernkrankenkasse ist berech-
tigt, die Verrechnung und Abfuhr der für sie
bestimmten Beiträge bei der Pensionsversiche-
rungsanstalt der Bauern zu überprüfen und bei
dieser während der Geschäftsstunden in alle be-
züglichen Bücher und sonstigen Aufzeichnungen
durch Beauftragte Einsicht zu nehmen.

(7) In den Fällen des § 2 Albs. 4 ist für alle
als gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 pflichtversichert gel-
tenden Personen zusammen ein Beitrag in dem
Ausmaß zu leisten, in dem er zuletzt für den
verstorbenen Pflichtversicherten fällig wurde.
Für die weiterhin als nach § 2 Abs. 1 Z. 2
pflichtversichert geltenden Angehörigen sind die
Beiträge im gleichen Ausmaß zu leisten, in dem
sie vor dem Tod des nach § 2 Abs. 1 Z. 1
Pflichtversicherten fällig wurden.

(8) Weiterversicherte (§ 5) haben den Beitrag
im doppelten Ausmaß zu entrichten, wie er im
letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden aus
der Pflichtversicherung fällig wurde.

(9) Die Weiterversicherung ist auf Antrag des
Versicherten, soweit dies nach den wirtschaftlichen
Verhältnissen des Antragstellers gerechtfertigt
erscheint, mit einem niedrigeren als dem nach
Abs. 8 in Betracht kommenden Beitrag, jedoch
nicht unter dem Ausmaß des niedrigsten Bei-
trages zuzulassen, der nach Abs. 4 bei Bestand
einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z. 1
bzw. nach § 2 Albs. 1 Z. 2 in Betracht käme. Der
Versicherungsträger kann auch einen höheren
als den nach Abs. 8 in Betracht kommenden Bei-
trag festsetzen, wenn sonst der Beitrag in einem
erheblichen Mißverhältnis zu dem Gesamtein-
kommen stünde. Der Beitrag darf jedoch das
doppelte Ausmaß des höchsten Beitrages nicht
übersteigen, der nach Abs. 4 bei Bestand einer
Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z. 1 bzw.
nach § 2 Abs. 1 Z. 2 in Betracht käme.

(10) Änderungen des Einheitswertes werden
für die Bemessung der Beiträge nach Abs. 5 lit. c
und d mit dem ersten Tag des Kalenderjahres
wirksam, das der Änderung folgt. Sonstige Än-
derungen des Einheitswertes werden mit dem
ersten Tag des Kalendervierteljahres wirksam,
das der Zustellung des Bescheides der Finanz-
behörde erster Instanz folgt."

3. Im § 53 Abs. 1 und 2 Ist jeweils der Betrag
von 300 S durch den Betrag von 400 S zu er-
setzen.
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4. § 63 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zu den Kosten eines unentbehrlichen
Zahnersatzes und seiner Instandsetzung sind
nach Maßgabe der Satzung Zuschüsse zu ge-
währen. Der Kostenzuschuß zu einem unent-
behrlichen Zahnersatz darf 500 S, der Zuschuß
zu Instandsetzungskosten 300 S nicht überstei-
gen."

Artikel II

Der Art. II Abs. 2 lit. d der 3. Novelle
zum Bauern-Krankenversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 449/1969, hat zu lauten:

„d) mit 1. Oktober 1970 die Bestimmungen
des § 2 Abs. 1 Z. 2 des Bauern-Kranken-
versicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 2 lit. a sowie die Bestimmungen
des Art. I Z. 2 lit. b, Z. 4 lit. a und Z. 5
lit. a, b und d und Z. 9."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, sofern nichts
anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 1971 in
Kraft.

(2) Die Bestimmungen des § 17 Abs. 1 bis 5
und Abs. 7 bis 10 des Bauern-Krankenversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 2
sowie die Bestimmungen des Art. II treten rück-
wirkend mit 1. Oktober 1970 in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser

3 8 8 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1970,
mit dem das Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz abgeändert wird (3. No-
velle zum Beamten-Kranken- und Unfallver-

sicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 284/1968 und BGBl.
Nr. 24/1969, wird abgeändert wie folgt:

1. a) Im § 1 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 12 durch einen Strichpunkt zu ersetzen.
Als Z. 13 ist anzufügen:

„13. die ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfer
im Sinne des Bewährungshilfegesetzes, BGBl.
Nr. 146/1969."

b) § 1 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Unfallversicherung erstreckt sich bei

den im Abs. 1 Z. 1 bis 5 genannten Personen auf
ihr Dienstverhältnis zu den dort bezeichneten
Dienstgebern, bei den in Abs. 1 Z. 6, 8 bis 11
und 13 genannten Personen auf die Tätigkeiten,
die sie auf Grund der dort bezeichneten Funk-
tionen ausüben."

2. Im § 2 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 5 durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Als
Z. 6 ist anzufügen:

„6. die ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfer
im Sinne des Bewährungshilfegesetzes."

3. Im § 5 Abs. 1 Z. 4 ist der Ausdruck „§ 1
Abs. 1 Z. 6 und 8 bis 11" durch den Ausdruck
„§ 1 Abs. 1 Z. 6, 8 bis 11 und 13" zu ersetzen.

4. Im § 6 Abs. 1 Z. 3 ist der Ausdruck „§ 1
Abs. 1 Z. 6 und 8 bis 11" durch den Ausdruck
„§ 1 Abs. 1 Z. 6, 8 bis 11 und 13" zu ersetzen.

5. § 12 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Dienstgeber (§ 13) haben während des

Bestandes der Versicherung jede für diese bedeut-
same Änderung im Dienstverhältnis, wie Ände-
rung der Beitragsgrundlage, Unterbrechung und
Wiedereintritt des Gehaltsanspruches, Antritt
und Dauer eines Urlaubes gegen Einstellung der
Bezüge, binnen einer Woche der Versicherungs-
anstalt zu melden."

6. § 13 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die dem Dienstgeber obliegenden Pflich-

ten hat bezüglich der in § 1 Abs. 1 Z. 8, 9, 10
lit. a und 11 genannten Versicherten der Bund
bzw. das Land, dessen Landtag oder Landesregie-
rung der Versicherte angehört, bezüglich der in
§ 1 Abs. 1 Z. 10 lit. b genannten Versicherten
die Gemeinde, deren Gemeindevertretung der
Versicherte angehört, und bezüglich der in § 1
Abs. 1 Z. 13 genannten. Versicherten die in Be-
tracht kommende Dienststelle für Bewährungs-
hilfe bzw. die in Betracht kommende private
Vereinigung, der die Führung der Bewährungs-
hilfe übertragen ist, zu erfüllen."

7. Der 2. Unterabschnitt des Abschnittes IV des
Ersten Teiles hat zu lauten:

„2. UNTERABSCHNITT

M i t t e l d e r U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Beitragspflicht

§ 25. Die Mittel zur Bestreitung der Aufwen-
dungen in der Unfallversicherung werden, soweit
sie nicht durch sonstige Einnahmen gedeckt sind,
durch Beiträge der Dienstgeber aufgebracht.

Beitragsgrundlage
§ 26. (1) Grundlage für die Bemessung der

Beiträge ist (sind)
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1. für die in § 1 Abs. 1 Z. 1, 2, 4 und 5 ge-
nannten Versicherten

a) das Gehalt oder der sonstige monatliche Be-
zug,

b) die ruhegenußfähigen (pensionsfähigen) Zu-
lagen,

c) die Zulagen, die Anspruch auf eine Zulage
zum Ruhegenuß (zur Pension) begründen,

d) allfällige Teuerungszulagen;

2. für die in § 1 Abs. 1 Z. 3 genannten Ver-
sicherten die Dienstbezüge, soweit diese nach den
Bestimmungen des Bundestheaterpensionsgesetzes
als Ruhegenußermittlungsgrundlage gelten;

3. für die in § 1 Abs. 1 Z. 8 bis 10 lit. a und 11
genannten Versicherten der auf den Kalender-
monat entfallende Teil der Entschädigung, die
auf Grund der in Betracht kommenden gesetz-
lichen Vorschrift gebührt.

(2) Sonderzahlungen sind bei der Bemessung
der Beiträge außer Betracht zu lassen.

(3) Für die nach § 4 durch Verordnung einbe-
zogenen Versicherten gelten die Bestimmungen
des Abs. 1 Z. 1 und des Abs. 2 entsprechend.

Beiträge

§ 26 a. (1) Für jeden in § 26 genannten Ver-
sicherten ist ein Beitrag zu entrichten, dessen
Höhe mit einem Hundertsatz der Beitragsgrund-
lage (§ 26), höchstens mit 0'5 v. H. dieser Grund-
lage, durch die Satzung der Versicherungsanstalt
öffentlich Bediensteter festzusetzen ist. Der Hun-
dertsatz darf durch die Satzung nicht höher
festgesetzt werden, als dies zur Erfüllung der
Aufgaben der Unfallversicherung notwendig ist.

(2) Für jeden nach § 1 Abs. 1 Z. 6 versicherten
Versicherungsvertreter hat die Versicherungs-
anstalt, für jeden nach § 1 Abs. 1 Z. 10 lit. b ver-
sicherten Gemeindevertreter hat die Gemeinde,
deren Gemeindevertretung er angehört, und für
jeden nach § 1 Abs. 1 Z. 13 versicherten ehren-
amtlich tätigen Bewährungshelfer hat die in Be-
tracht kommende Dienststelle für Bewährungs-
hilfe bzw. die in Betracht kommende private
Vereinigung, der die Führung der Bewährungs-
hilfe übertragen ist, einen Beitrag in der Höhe
von 50 S jährlich zu entrichten. Die angeführten
Stellen haben den Beitrag zur Gänze zu tragen.

Einzahlung der Beiträge

§ 26 b. Für die Einzahlung der Beiträge gilt
§ 23 entsprechend."

8. § 34 hat zu lauten:

„ V e r w i r k u n g des L e i s t u n g s a n -
s p r u c h e s a u s d e r U n f a l l v e r s i c h e -

r u n g

§ 34. (1) Personen, die den Versicherungsfall
durch die Verübung eines Verbrechens veranlaßt

haben, dessen sie mit rechtskräftigem Strafurteil
schuldig erkannt worden sind, steht kein An-
spruch auf Geldleistungen zu.

(2) Im Falle des Abs. 1 gebühren den im In-
land wohnenden bedürftigen Angehörigen des
Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels ander-
weitiger Versorgung vorwiegend von diesem be-
stritten wurde und nicht ihre Beteiligung an
dem Verbrechen durch rechtskräftiges Strafurteil
festgestellt ist, bei Zutreffen der übrigen Voraus-
setzungen die Hinterbliebenenrenten; es ist hiebei
anzunehmen, daß der Tod des Versehrten als
Folge eines Dienstunfalles eingetreten sei, doch
dürfen diese Hinterbliebenenrenten bei Lebzeiten
des Versehrten zeitlich und der Höhe nach das
Ausmaß der verwirkten Leistungen nicht über-
steigen. Die Leistungsansprüche der Hinterbliebe-
nen nach dem Ableben des Versehrten werden
hiedurch nicht berührt."

9. § 47 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

„Dieser Betrag ändert sich jeweils um den auf
eine Dezimalstelle gerundeten Hundertsatz, um
den sich bei Bundesbeamten des Dienststandes
das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
nach dem Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
ändert."

10. Im § 64 Abs. 3 ist der Betrag von 4 S durch
den Betrag von 5 S zu ersetzen.

11. a) Im § 93 Abs. 1 ist der Ausdruck „Abs. 2
und 4" durch den Ausdruck „Abs. 2 und 3" zu
ersetzen.

b) § 93 Abs. 3 und Abs. 4 haben zu lauten:

„(3) Bemessungsgrundlage für die in § 1 Abs. 1
Z. 10 lit. b und für die in § 1 Abs. 1 Z. 13 ge-
nannten Versicherten ist der Betrag von 2600 S.

(4) Die Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 bis 3
ändert sich jeweils um den auf eine Dezimalstelle
gerundeten Hundertsatz, um den sich bei Bun-
desbeamten des Dienststandes das Gehalt der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V nach dem Gehalts-
gesetz 1956 ändert. Die Renten sind unter Be-
rücksichtigung der neuen Bemessungsgrundlage
von Amts wegen festzustellen."

12. § 113 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:

„Der der Bemessung der Witwenrente zugrunde
gelegte Unterhaltsbeitrag ändert sich jeweils um
den auf eine Dezimalstelle gerundeten Hundert-
satz, um den sich bei Bundesbeamten des Dienst-
standes das Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V nach dem Gehaltsgesetz 1956 ändert."

Artikel II

(1) Ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer, die
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in
die Unfallversicherung nach dem Beamten-Kran-
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ken- und Unfallversicherungsgesetz einbezogen
werden und die bei einem Versicherungsunter-
nehmen am 1. Jänner 1971 vertragsmäßig unter
Einschluß von Dienstunfällen unfallversichert
sind, können den Versicherungsvertrag bis zum
31. Dezember 1971 zum Ablauf des auf die Auf-
kündigung folgenden Kalendermonates aufkün-
digen. Das Recht der Aufkündigung steht auch
privaten Vereinigungen, denen die Führung der
Bewährungshilfe übertragen ist, hinsichtlich der
von ihnen für ehrenamtlich tätige Bewährungs-
helfer abgeschlossenen Versicherungsverträge zu,
sofern diese Personen nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes in die Unfallversicherung
nach dem Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz einbezogen werden. Für einen Zeit-
raum nach dem Erlöschen des Versicherungsver-
trages bereits entrichtete Versicherungsbeiträge
(Prämien) sind vom Versicherungsunternehmen
nicht zu erstatten. Über Verlangen des Versiche-
rungsunternehmens ist der Bestand der Unfall-
versicherung nach dem Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetz nachzuweisen.

(2) Die erstmaligen Meldungen der Beitrags-
grundlage für die nur in der Unfallversicherung
Pflichtversicherten sind von den Dienstgebern bis
31. Jänner 1971 zu erstatten. Die Beiträge zur
Unfallversicherung für die Monate Jänner und
Feber 1971 sind bei der Versicherungsanstalt bis
zum 15. März 1971 einzuzahlen.

(3) Die von der Versicherungsanstalt für das
Kalenderjahr 1970 eingehobenen Vorschüsse auf
die Beiträge zur Unfallversicherung sind nach
den vor dem 1. Jänner 1971 in Geltung gestan-
denen Vorschriften bis 30. September 1971 abzu-
rechnen.

(4) Personen, die im Monat Dezember 1970
Anspruch auf eine laufende Geldleistung aus der
Unfallversicherung haben, gebührt diese Geld-
leistung ab 1. Jänner 1971 für die weitere An-
spruchsdauer in der sich bei früherem Wirksam-
keitsbeginn der Bestimmung des § 93 Abs. 4 des
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 11 lit. b
dieses Bundesgesetzes ergebenden Höhe, wenn
dies für den Leistungsempfänger günstiger ist.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1971 in
Kraft

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser

3 8 9 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1970,
mit dem das Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetz abgeändert wird (1. Novel le
zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauern-Pensionsversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 28/1970, wird abgeändert wie folgt:

1. § 13 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Im übrigen gelten für die Beiträge gemäß
Abs. 1 die Bestimmungen des § 19 Abs. 1, 3 und 4,
des § 20 Abs. 4 und der §§ 21 bis 27 des Bauern-
Krankenversicherungsgesetzes mit der Maßgabe,
daß das Recht auf Feststellung der Verpflichtung
zur Zahlung der Beiträge binnen sieben Jahren
vom Tage ihrer Fälligkeit verjährt, wenn der
Pflichtversicherte überhaupt keine oder bewußt
unwahre Angaben über die Grundlage für die
Berechnung der Beiträge erstattet."

2. § 18 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Für die Höherversicherung sind Beiträge in
einer vom Versicherten gewählten Höhe zu ent-
richten; der jährliche Beitrag darf die Höchst-
beitragsgrundlage nach § 32 b Abs. 3 des Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes nicht übersteigen."

3. a) Im § 19 Abs. 1 haben die Worte „inner-
halb eines Monats nach Einhebung" zu ent-
fallen.

b) § 19 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Der Beitrag des Bundes nach Abs. 1 und 2
ist in den Monaten April und September mit
einem Betrag in der Höhe des voraussichtlichen
Aufwandes der in den folgenden Monaten zur
Auszahlung gelangenden Pensionssonderzahlung
zu bevorschussen."

4. Im § 25 Abs. 2 und 3 ist jeweils der Ausdruck
„§ 81 Abs. 4" durch den Ausdruck „§ 80 Abs. 5"
zu ersetzen.

5. § 30 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Wird der Antrag auf die Pension erst

nach Ablauf der nach Abs. 2 in Betracht kommen-
den Frist gestellt, so fällt die Pension erst mit
dem Tag der Antragstellung an."

5 a. § 34 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch
aus der Pensionsversicherung nach diesem Bun-
desgesetz mit Ausnahme des Anspruches auf
Waisenpension noch Erwerbseinkommen (Abs. 2
und 3) aus einer gleichzeitig ausgeübten Er-
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werbstätigkeit, die nicht die Pflichtversicherung
nach diesem Bundesgesetz begründet, erzielt,
so ruht der Grundbetrag mit dem Betrag, um
den das im Monat gebührende Erwerbsein-
kommen 2500 S übersteigt, höchstens jedoch
mit dem Betrag, um den die Summe aus Pen-
sion und Erwerbseinkommen im Monat den
Betrag von 4300 S übersteigt. An die Stelle
der Beträge von 2500 S und 4300 S treten ab
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän-
ner 1972, die unter Bedachtnahme auf § 26 mit
der jeweiligen Richtzahl (§ 24) vervielfachten
Beträge. Das Ruhen des Grundbetrages ent-
fällt bei Pensionen aus eigener Pensionsver-
sicherung, sobald

a) der Pensionist das 65. Lebensjahr vollendet
hat und

b) die Summe der in dieser Pension berück-
sichtigten und der nach deren Stichtag
erworbenen Beitragsmonate der Pflichtver-
sicherung oder der freiwilligen Versicherung
mindestens 540 beträgt; hiebei sind die
Beitragsmonate der Pensionsversicherung
nach diesem und anderen Bundesgesetzen
zusammenzuzählen.

Gebührt neben einer Pension aus eigener Pen-
sionsversicherung, deren Grundbetrag wegen
Zutreffens der Voraussetzungen nach lit. a
und b nicht ruht, auch eine Witwenpension, so
erstreckt sich der Entfall des Ruhens auch
auf den Grundbetrag der Witwenpension."

6. § 36 hat zu lauten:

„Gemeinsame Best immungen für das
Ruhen von Pens ionsansprüchen

§ 36. (1) Liegen die Voraussetzungen für die
Anwendung der §§ 34 und 80 Abs. 2 vor, so
ist bei der Feststellung des Ruhens nach § 34
von jenem Pensionsbetrag auszugehen, der sich
nach Anwendung des § 80 Abs. 2 ergibt.

(2) Auf Höherversicherungspensionen nach
§ 77 Abs. 2 sind die Bestimmungen der §§ 34
und 35 nicht anzuwenden."

6 a. § 37 letzter Satz hat zu lauten:

„Die Pensionen sind von dem Tag an wieder
zu gewähren, mit dem der Ruhensgrund weg-
gefallen oder das Ruhen des Grundbetrages
wegen Zutreffens der Voraussetzungen nach
§ 34 Abs. 1 lit. a und b entfallen ist."

7. a) § 56 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Zeiten nach Abs. 1 Z. 1 gelten nicht als

Ersatzzeiten, wenn während dieser Zeiten eine
Pflichtversicherung nach dem Landwirtschaft-
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetz bestan-
den hat, ohne daß Beiträge im Sinne des § 55
Abs. 1 Z. 2 wirksam entrichtet worden sind.
Die Zeiten nach Abs. 1 Z. 2 gelten als Ersatz-

zeiten, sofern die letzte vorangehende Beitrags-
oder Ersatzzeit im Sinne dieses Bundesgesetzes
nicht mehr als drei Jahre zurückliegt oder die
erste nachfolgende Beitrags- oder Ersatzzeit
im Sinne dieses Bundesgesetzes innerhalb dreier
Jahre nach dem Ende der in Abs. 1 Z. 2 ge-
nannten Zeiten beginnt. Zeiten der im Abs. 1 Z. 3
genannten Art gelten bis zum Wegfall der Be-
hinderung, längstens bis 1. April 1959, als
Ersatzzeiten; dies jedoch nur, wenn die tatsäch-
liche letzte Ausübung der Erwerbstätigkeit
nach Abs. 1 Z. 1 dem Beginn der Behinderung
nicht um mehr als drei Jahre vorangeht. Der
Wegfall der Behinderung ist anzunehmen, wenn
der Versicherte im Inland seinen Wohnsitz
wieder begründet oder eine selbständige Er-
werbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach
diesem Bundesgesetz begründet hat oder bei
früherem Wirksamkeitsbeginn begründet hätte,
aufgenommen und länger als ein Jahr ununter-
brochen ausgeübt hat."

b) Dem § 56 ist ein Abs. 7 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten,
in denen nach Vollendung des 15. Lebensjahres
eine inländische öffentliche oder mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestattete mittlere Schule mit
mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine
höhere Schule, Akademie oder verwandte Lehr-
anstalt oder eine inländische Hochschule bzw.
Kunstakademie oder Kunsthochschule in dem
für die betreffende Schul(Studien)art vorge-
schriebenen normalen Ausbildungs(Srudien)gang
besucht wurde, oder nach dem Hochschul-
studium eine vorgeschriebene Ausbildung für
den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung
erfordernden Beruf erfolgt ist, sofern spätestens
innerhalb dreier Jahre nach dem Verlassen der
Schule bzw. der Beendigung der Ausbildung
eine sonstige Versicherungszeit nach diesem
Bundesgesetz oder eine Zeit im Sinne des § 60
Abs. 5 vorliegt; hiebei werden höchstens zwei
Jahre des Besuches einer mittleren Schule,
höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren
Schule, Akademie oder verwandten Lehranstalt,
höchstens sechs Jahre des Besuches einer Hoch-
schule, einer Kunstakademie oder Kunsthoch-
schule und höchstens sechs Jahre der vorge-
schriebenen Ausbildung für den künftigen, abge-
schlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf
berücksichtigt, und zwar jedes volle Schul-
(Studien- bzw. Ausbildungs)jahr, angefangen von
demjenigen, das im Kalenderjahr der Vollendung
des 15. Lebensjahres begonnen hat, mit acht
Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende
Schuljahr fallenden 1. November."

8. Im § 57 letzter Satz ist der Ausdruck
„§§ 29 und 50" durch den Ausdruck „§§ 29 bis
50" zu ersetzen.
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9. Im § 60 Abs. 5 Z. 3 lit. b ist nach dem Wort
„Übergabe" der Klammerausdruck „(Aufgabe)"
einzufügen.

10. Im § 66 Abs. 3 Z. 1 ist der Ausdruck „Schul-
und Berufsausbildung" durch den Ausdruck
„Schul- oder Berufsausbildung" zu ersetzen.

11. a) § 67 Abs. 3 Z. 1 zweiter Halbsatz hat
zu lauten:

„der besondere Steigerungsbetrag für die Höher-
versicherung, der Kinderzuschuß, der Hilf-
losenzuschuß, die Zuschläge nach §§ 76 Abs. 5
und 80 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes und nach
§§ 80 Abs. 5 und 85 Abs. 5 des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes so-
wie die Ausgleichszulage haben außer Ansatz
zu bleiben."

b) § 67 Abs. 3 Z. 7 erster Satz erster Halbsatz
hat zu lauten:
„Der gemäß Z. 6 zuständige Versicherungs-
träger hat nach den für ihn gel-
tenden Vorschriften über das Ruhen und das
Versagen der Leistung sowie über Ansprüche
auf Kinderzuschuß, Hilflosenzuschuß und Aus-
gleichszulage, ebenso über die Zuschläge nach
§§ 76 Abs. 5 und 80 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes
und nach §§ 80 Abs. 5 und 85 Abs. 5 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes zu entscheiden, wobei jeweils von der
Gesamtleistung auszugehen ist;".

12. Die Überschrift zu § 71 hat zu lauten:

„Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension für
Witwen (Witwer), die den Betrieb des
versicherten Ehegatten nach dessen Tod

fortgeführt haben"

13. a) § 73 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Witwenpension gebührt nicht,

1. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt ge-
schlossen wurde, in dem der Ehegatte bereits
Anspruch auf eine Pension aus dem Versicherungs-
fall des Alters oder der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit nach diesem Bundesgesetz hatte,
es wäre denn, daß

a) die Ehe mindestens drei Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 20 Jahre betragen hat oder

b) die Ehe mindestens fünf Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 25 Jahre betragen hat oder

c) die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert
und der Altersunterschied der Ehegatten
mehr als 25 Jahre betragen hat;

2. wenn die Ehe in einem Zeitpunkt geschlossen
wurde, in dem der Ehegatte bereits das 65. Lebens-
jahr überschritten und keinen Anspruch auf
eine in Z. 1 bezeichnete Pension hatte, es wäre
denn, daß die Ehe zwei Jahre gedauert hat."

b) § 73 Abs. 3 Z. 1 hat zu lauten:
„1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder

durch die Ehe ein Kind legitimiert wurde oder
die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der
Schwangerschaft befunden hatte oder in diesem
Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe ein Kind
des Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf
Waisenpension hat;".

14. § 80 hat zu lauten:

„Ausmaß der Witwen(Witwer)pension

§ 80. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt
60 v. H. der Erwerbsunfähigkeitspension, auf
die der Versicherte bei seinem Ableben Anspruch
gehabt hat oder gehabt hätte. Der Zuschlag
nach § 76 Abs. 5, ferner Kinderzuschüsse und
Hilfslosenzuschuß bleiben hiebei außer Ansatz.
Die Witwen(Witwer)pension beträgt aber min-
destens 30 v. H. der Bemessungsgrundlage, wenn
mehrere Bemessungsgrundlagen angewendet sind,
der höchsten Bemessungsgrundlage; 24 v. H.
der Bemessungsgrundlage gelten hiebei als Grund-
betrag.

(2) Die Witwen(Witwer)pension ruht mit
dem Betrag sonstiger Einkünfte (Abs. 3),
soweit diese im Monat den Betrag von 1340 S
übersteigen. An die Stelle dieses Betrages tritt
ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Be-
dachtnahme auf § 26 mit der jeweiligen Richt-
zahl (§ 24) vervielfachte Betrag. Das Ruhen
erfaßt höchstens ein Sechstel der Witwenpension
und erstreckt sich verhältnismäßig auf den
als Grundbetrag und als Steigerungsbetrag gel-
tenden Betrag. § 37 ist entsprechend anzuwenden.
Im Falle einer Kürzung der Witwen (Witwer)-
pension nach § 84 ist der Feststellung des Ruhens
der gekürzte Betrag dieser Pension zugrunde zu
legen.

(3) Als sonstige Einkünfte gelten alle Bezüge
der (des) Pensionsberechtigten in Geld oder
Geldeswert, insbesondere derartige Bezüge aus
einem gegenwärtigen oder früheren Dienst-
verhältnis oder aus Unterhalts- oder Renten-
(Pensions)ansprüchen öffentlicher oder privater
Art, nach Abzug des zur Erzielung dieser Ein-
künfte notwendigen Aufwandes und abzüglich
der nach § 87 Abs. 1 lit. b auf Grund von gesetz-
lichen Unterhaltsverpflichtungen zu berücksich-
tigenden Beträge. Bei der Feststellung der
sonstigen Einkünfte bleiben außer Betracht:

a) die Ausgleichszulagen nach § 89;

b) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-
gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;
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c) die Beihilfen nach den besonderen Vor-
schriften über den Familienlastenausgleich;

d) die Kinderzuschüsse und die Renten (Pen-
sions)sonderzahlungen aus der Sozialversiche-
rung sowie einmalige Geldleistungen;

e) Einkünfte, die wegen des besonderen kör-
perlichen Zustandes der (des) Pensions-
berechtigten gewährt werden (Hilflosen-
zuschüsse, Blindenzulagen u. dgl.);

f) die Zuschläge nach Abs. 5 und nach § 76
Abs. 5;

g) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opferfür-
sorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, gewährte
Grund- und Elternrenten, ein Drittel der
nach dem Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten- und
Witwenrenten sowie die Elternrenten ein-
schließlich einer allfälligen Zusatzrente
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);

h) Hinterbliebenenleistungen, die auf Grund
zwischenstaatlicher Verträge über Soziale
Sicherheit gewährt werden;

i) alle Bezüge der Witwe, die sie im Hinblick
auf die Witwenschaft von Versicherungs-
unternehmen oder gesetzlichen Versorgungs-
einrichtungen erhält oder die ihr vom Dienst-
geber des verstorbenen Versicherten oder
von Einrichtungen, welche der Dienstgeber
des verstorbenen Versicherten allein oder
gemeinsam mit anderen Dienstgebern oder
mit den Beschäftigten unterhält, freiwillig
zugewendet werden.

(4) Die Witwenpension nach §73 Abs. 4 darf den
gegen den Versicherten zur Zeit seines Todes
bestehenden und mit dem der zeitlichen
Lagerung des Todestages entsprechenden Auf-
wertungsfaktor (§ 24) aufgewerteten Anspruch
auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag) sowie die der
hinterlassenen Witwe aus demselben Versiche-
rungsfall gebührende Witwenpension nicht über-
steigen. Eine vertraglich oder durch gericht-
lichen Vergleich übernommene Erhöhung des
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer
Betracht, wenn seit dem Abschluß des Vertrages
(Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens
ein Jahr vergangen ist.

(5) Zu der nach den Abs. 1 und 4 zu bemessen-
den Witwen(Witwer)pension ist an Pensions-
berechtigte, denen der Anspruch auf eine Aus-
gleichszulage gemäß § 85 zusteht, ein Zuschlag
in der Höhe von 30 S monatlich zu gewähren,
sofern nicht eine Wohnungsbeihilfe nach dem
Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen, BGBl.
Nr. 229/1951, gebührt."

15. § 81 wird aufgehoben.

16. § 82 hat zu lauten:

„Abfer t igung und Wiederaufleben der
Witwenpension

§ 82. (1) Der Bezieherin einer Witwenpension
(§ 73), die sich wiederverehelicht hat, gebührt
eine Abfertigung in der Höhe des 70fachen der
Witwenpension, auf die sie im Zeitpunkt der
Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt
hat, einschließlich eines Hilflosenzuschusses und
ausschließlich einer Ausgleichszulage, die in
diesem Zeitpunkt gebührt haben.

(2) Wird die neue Ehe durch den Tod des
Ehegatten, durch Scheidung oder durch Auf-
hebung aufgelöst oder wird die neue Ehe für
nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die
Witwenpension (Abs. 1) auf Antrag wieder
auf, wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder über-
wiegenden Verschulden der Ehefrau aufge-
löst worden ist oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau
als schuldlos anzusehen ist.

(3) Der Anspruch lebt in der unter Bedacht-
nahme auf § 25 sich ergebenden Höhe mit dem
der Antragstellung folgenden Monatsersten, frü-
hestens jedoch mit dem Monatsersten wieder
auf, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem
seinerzeitigen Erlöschen des Anspruches folgt.

(4) Auf die wiederaufgelebte Witwenpension
sind laufende Unterhaltsleistungen und die im
§ 2 des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, angeführten Einkünfte anzurechnen,
die der Witwe auf Grund aufgelöster oder für
nichtig erklärter, vor dem Wiederaufleben der
Witwenpension geschlossener Ehen gebühren
oder darüber hinaus zufließen. Erhält die Witwe
statt laufender Unterhaltsleistungen eine Kapital-
abfindung, so ist auf die Pension ein Zwölftel des
Betrages anzurechnen, der sich bei der Annahme
eines jährlichen Ertrages von 4 v. H. des Abfin-
dungskapitals ergeben würde. Geht das Abfin-
dungskapital ohne vorsätzliches Verschulden der
Witwe unter, so entfällt die Anrechnung. Die An-
rechnung erstreckt sich verhältnismäßig auf den
als Grundbetrag und als Steigerungsbetrag gelten-
den Betrag."

17. § 83 hat zu lauten:

„Ausmaß der Waisenpension

§ 83. Die Waisenpension beträgt für jedes
einfach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes
doppelt verwaiste Kind 60 v. H. der Witwen-
(Witwer)pension nach § 80 Abs. 1, auf die nach
dem verstorbenen Elternteil Anspruch besteht
oder bestünde. Der Zuschlag nach § 80 Abs. 5
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sowie ein zur Witwen(Witwer)pension gebühren-
der Hilflosenzuschuß haben hiebei außer Ansatz
zu bleiben."

18. § 84 hat zu lauten:

„Höchstausmaß der Hinterbl iebenen-
pensionen

§ 84. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 80
Abs. 1 und 83) zusammen dürfen nicht höher
sein als die um 10 v. H. ihres Betrages erhöhte
Erwerbsunfähigkeitspension, auf die der Ver-
sicherte bei seinem Ableben Anspruch gehabt
hat oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht
kommenden Kinderzuschüssen; die Zuschläge
nach § 76 Abs. 5 und § 80 Abs. 5 sowie allfällige
Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer Ansatz
zu bleiben. Innerhalb dieses Höchstausmaßes
sind alle Pensionen, und zwar bei der Witwen-
(Witwer)pension sowohl der als Grundbetrag
als auch der als Steigerungsbetrag geltende
Betrag, verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei ist
eine Witwenpension gemäß § 73 Abs. 4 nicht zu
berücksichtigen."

19. a) Im § 85 Abs. 2 lit. h ist der Ausdruck
„§ 81 Abs. 4" durch den Ausdruck „§ 80 Abs. 5"
zu ersetzen.

b) § 85 Abs. 2 lit. k hat zu lauten:

„k) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, und dem Opferfür-
sorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, gewährte
Grund- und Elternrenten, ein Drittel der
nach dem Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten- und
Witwenrenten sowie die Elternrenten ein-
schließlich einer allfälligen Zusatzrente
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1
und 45 Heeresversorgungsgesetz);"

c) § 85 Abs. 2 lit. m hat zu lauten:
„m) Leistungen auf Grund der Übergabe

oder Aufgabe eines land (forstwirtschaft-
lichen Betriebes, wenn bei der Ermittlung
des Gesamteinkommens des Pensions-
berechtigten Abs. 3 zur Anwendung ge-
langt."

d) § 85 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 5

a) für Pensionsberechtigte aus eigener
Pensionsversicherung 1528 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pension 1528 S,

c) für Pensionsberechtigte auf
Waisenpension
aa) bis zur Vollendung des

24. Lebensjahres 571 S,
falls beide Elternteile
verstorben sind 858 S,

bb) nach Vollendung des
24. Lebensjahres 1014 S,
falls beide Elternteile
verstorben sind 1528 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten)
um 594 S und für jedes Kind (§ 66) um 165 S,
sofern diese Personen überwiegend vom Pen-
sionsberechtigten erhalten werden."

20. § 86 Abs. 2 lit. a und b haben zu lauten:

„a) für Beitragszeiten nach § 55 Abs. 1 Z. 1
von dem Einheitswert, der ohne Berück-
sichtigung der Bestimmungen des § 12
Abs. 5 lit. c bis e der Einreihung nach
§ 12 Abs. 3 lit. a zugrunde zu legen ge-
wesen wäre;

b) für Beitragszeiten nach § 55 Abs. 1 Z. 2
von dem Einheitswert, der bei früherem
Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes ohne Berücksichti-
gung der Bestimmungen des § 12 Abs. 5
lit. c bis e der Einreihung nach § 12 Abs. 3
lit. a zugrunde zu legen gewesen wäre."

21. Im § 119 Abs. 2 hat der zweite Satz zu ent-
fidlen.

22. § 139 hat zu lauten:

„Bedienstete

§ 139. (1) Die dienst-, besoldungs- und pen-
sionsrechtlichen Verhältnisse für die Bediensteten
der Versicherungsanstalt sind durch privatrecht-
liche Verträge zu regeln. Die Versicherungsan-
stalt hat unter Rücksichtnahme auf ihre wirt-
schaftliche Lage die Zahl der Dienstposten für
Bedienstete auf das unumgängliche Maß einzu-
schränken und darnach für ihren Bereich einen
Dienstpostenplan zu erstellen.

(2) Die Bediensteten der Versicherungsanstalt
unterstehen dienstlich dem Vorstand. Der Ob-
mann ist berechtigt, nach Maßgabe der dienst-
rechtlichen Bestimmungen eine einstweilige Ent-
hebung vom Dienste zu verfügen.

(3) Der leitende Angestellte und der leitende
Arzt der Versicherungsanstalt dürfen erst nach
vorher eingeholter Zustimmung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung bestellt und
entlassen werden.

(4) Der Bedienstete hat beim Dienstantritt dem
Obmann durch Handschlag zu geloben, die Ge-
setze der Republik Österreich unverbrüchlich zu
beachten, sich mit ganzer Kraft dem Dienst zu
widmen, seine Dienstobliegenheiten gewissen-
haft, unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen,
jederzeit auf die Wahrung der öffentlichen Inter-
essen bedacht zu sein, die dienstlichen Anord-
nungen seiner Vorgesetzten zu befolgen, das
Dienstgeheimnis treu zu bewahren und bei sei-
nem Verhalten in und außer Dienst sich seiner
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Stellung angemessen zu betragen. Über die
Pflichtenangelobung ist eine Niederschrift aufzu-
nehmen, die der Bedienstete zu unterzeichnen
hat."

23. Nach § 150 ist ein § 150 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„Höhe des Einhei tswertes

§ 150 a. Ist für die Beurteilung eines Sachver-
haltes der Einheitswert maßgebend, der noch
nicht der zum 1. Jänner 1956 vorgenommenen
Hauptfeststellung der Einheitswerte (§ 81 des
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148) unter-
worfen war, ist dieser Einheitswert mit dem
fünffachen Betrag anzusetzen."

24. a) § 151 Abs. 3 Z. 1 und 2 haben zu lauten:
„1. von den Bestimmungen des Abschnittes I

des Zweiten Teiles dieses Bundesgesetzes die
§§ 29 bis 51, 52 Abs. 2, 53 Abs. 1, 66 und 67
Abs. 3 Z. 7;

2. von den Bestimmungen des Abschnittes II
des Zweiten Teiles die §§ 70, 73, 79 und 82;".

b) § 151 Abs. 4 Z. 1 hat zu lauten:
„1. a) Der Leistungsanspruch ruht für die

Dauer der Bewirtschaftung eines land(forst)-
wirtschaftlichen Betriebes zur Gänze, wenn der
nach dem Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148,
in der jeweils geltenden Fassung festgestellte
Einheitswert des land (forstwirtschaftlichen Be-
triebes den Betrag von 35.000 S erreicht oder
übersteigt. Sofern der Einheitswert den Betrag
von 35.000 S nicht erreicht, ruht der Leistungs-
anspruch ohne Rücksicht darauf, ob die Erwerbs-
tätigkeit die Pflichtversicherung nach diesem Bun-
desgesetz begründet,

aa) zur Gänze, wenn die persönliche Ar-
beitsleistung des Leistungsberechtigten
zur Aufrechterhaltung der Wirtschaft
nicht notwendig ist

bb) mit 30 v. H., wenn die persönliche Ar-
beitsleistung des Leistungsberechtigten
zur Aufrechterhaltung der Wirtschaft
notwendig ist.

b) In den Fällen des § 34 Abs. 1 gelten 30 v. H.
des Leistungsanspruches als Grundbetrag."

c) Im § 151 Abs. 4 Z. 4 erster Satz haben die
Worte „letzter Satz" zu entfallen.

d) § 151 Abs. 4 Z. 5 lit. a hat zu lauten:

„a) bei der Ermittlung des Gesamteinkommens
an die Stelle des durchschnittlichen Ein-
heitswertes der Einheitswert im Zeitpunkt der
Übergabe oder Aufgabe des Betriebes tritt, wobei
für den Fall, daß die Übergabe (Aufgabe) nicht
zur Gänze erfolgt, der Einheitswert im Zeitpunkt
der ersten teilweisen Übergabe (Aufgabe) nach
dem 1. Jänner 1971 maßgebend ist;".

e) Dem § 151 Abs. 4 sind folgende Z. 7 und Z. 8
anzufügen :

„7. § 82 findet auf Leistungsansprüche keine
Anwendung, die nach den vor dem 1. Jänner
1971 in Geltung gestandenen Vorschriften als
Übergangswitwenrenten (§ 174 Abs. 2 des Land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungs-
gesetzes) galten.

8. Ergibt sich aus der Anwendung des Abs. 3
Z. 2 ein niedrigerer Leistungsanspruch, als er
nach den bisherigen Bestimmungen am 31. De-
zember 1970 gebührte, so ist bei sonst unver-
ändertem Sachverhalt die Leistung in dem Aus-
maß weiterzugewähren, das sich nach den bis-
herigen Bestimmungen ergibt, und zwar so lange,
als sie den Auszahlungsbetrag übersteigt, der
nach den ab 1. Jänner 1971 geltenden Bestim-
mungen gebührt."

25. § 154 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Diese Bestimmungen gelten auch für Verfahren,
die erst nach dem 31. Dezember 1970 anhängig
gemacht werden und die Verwaltungssachen aus
der Zeit vor dem 1. Oktober 1970 bzw. Lei-
stungssachen aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1971
betreffen, sowie für Verfahren über die im
§ 151 Abs. 2 angeführten Leistungen."

Artikel II

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Für die Jahre 1971 und 1972 ist § 19 Abs. 3
des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes mit
der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des hal-
ben Mehrertrages jedes Geschäftsjahres ein Drittel
dieses Mehrertrages fruchtbringend anzulegen ist.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 7 lit. b
sind nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in
denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 1970
liegt.

(3) Die Bestimmungen des § 67 Abs. 3 Z. 7 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 11 lit. b gelten entsprechend
auch für Leistungen, bei denen der Stichtag vor
dem 1. Juli 1971 liegt.

(4) In den Fällen, in denen § 73 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 13 gemäß § 151 Abs. 3 Z.2 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes anzuwenden ist,
gebührt die Leistung ab 1. Jänner 1971, wenn der
Antrag bis 31. Dezember 1971 gestellt wird, sonst
ab dem auf die Antragstellung folgenden Monats-
ersten.

(5) Die Bestimmungen der §§ 80, 83 und 84 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 14, 17 und 18 sowie die
Bestimmung des Art. I Z. 15 sind von Amts
wegen auch auf Leistungsansprüche anzuwenden,
die am 30. Juni 1971 bereits bestehen.
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(6) Ergibt sich aus der Anwendung des § 84 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z. 18 ein niedrigerer Pensions-
betrag, als er nach den bisherigen Bestimmungen
am 30. Juni 1971 gebührt, so sind bei sonst un-
verändertem Sachverhalt die Pensionen in dem
Ausmaß weiterzugewähren, das sich nach den
bisherigen Bestimmungen ergibt, und zwar so
lange, als sie die Pensionsbeträge übersteigen, die
nach den ab 1. Juli 1971 geltenden Bestimmungen
gebühren.

(7) Der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1972
vorzunehmenden Anpassung nach § 80 Abs. 2 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z. 14 und nach § 85 Abs. 5 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes sind die im
Art. I Z. 14 bzw. Z. 19 lit. d angeführten Beträge
zugrunde zu legen.

(8) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 19 lit. b und d gebührende Ausgleichs-
zulage ist von Amts wegen festzustellen.

(9) Anträge auf Leistungen nach dem Bauern-
Pensionsversicherungsgesetz können rechtswirk-
sam erst ab 1. Jänner 1971 gestellt werden. Wer-

den solche Anträge vor dem 1. Jänner 1971 einge-
bracht, so gelten sie als am 1. Jänner 1971 gestellt.

Artikel III

Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jän-
ner 1971 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:
a) mit 1. Oktober 1970 die Bestimmungen des

Art. I Z. 1;
b) mit 1. Juli 1971 die Bestimmungen des

Art. I Z. 4, 6, 11, 14, 15, 17, 18 und 19
lit. a, b und d.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I Z. 3 der
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung,
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Androsch


